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Einleitung

Der Teil „Überwachung von Abwasseranlagen und Einleitungen“ des integrierten Über​wachungskonzepts beinhaltet die Elemente 
· Sicherstellung des regelgerechten Betriebs von Abwasseranlagen, 
· kontinuierliche Überprüfung und 
· Optimierung des Betriebs von Abwasseranlagen. 
Ziel des integrierten Überwachungskonzeptes ist es, Eintragsquellen bzw. Haupteintragspfade von gewässerrelevanten oder trinkwassergängigen Verunreinigungen zu erkennen, um Strategien zur Reduzierung des Eintrags entwickeln und gezielt umsetzen zu können und die Minimierung des Stoffeintrags in die Gewässer und den Schutz des Trinkwassers sowie der Badegewässer unter hygienischen und chemischen Gesichtspunkten sicherzustellen.
Abwasserbehandlungsanlagen sind technische Einrichtungen, die kontrolliert und überwacht werden müssen. Die Funktionstüchtigkeit der Anlagen muss immer sichergestellt sein. Ver​antwortlich ist der Anlagenbetreiber bzw. der Abwassereinleiter. Der Selbstüberwachung gemäß §§ 60 und 60a Landeswassergesetz[1] (LWG) wie auch den satzungsrechtlichen Vorgaben kommen deshalb eine hohe Bedeutung zu.

Die Überwachung im Rahmen der Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG und die von Direkt​einleitungen gemäß § 120 LWG ist im Hinblick auf die Erteilung von wasserrechtlichen Erlaub​nissen und Genehmigungen gemäß §§ 57 und 58 Wasserhaushaltgesetz (WHG)[7], den Voll​zug der Abwasserverordnung[2] (AbwV), der Kommunalabwasserverordnung[3] (KomAbwV) und des Abwasserabgabengesetzes des Bundes[4] (AbwAG) sowie zunehmend der Wasser​rahmenrichtlinie[5] (WRRL), dem Schadstofffreisetzungs- und Transferregister (PRTR)[19] und dem Chemikalienrecht[33] der Europäischen Union von Bedeutung. Nicht zuletzt sind die Erfor​dernisse einer geordneten Bewirtschaftung der Gewässer zum Schutze des Wohls der Allgemeinheit mit Ausschlag gebend für die Art der Überwachung der Direkteinleitungen als Punktquellen. Gleichermaßen wichtig für die Gewässeraufsicht sind die Informationen, die gemäß § 116 LWG im Zuge der Überwachung des Betriebs der Anlagen von Direkt- und Indirekteinleitern, sowie bei der Überwachung von Einleitungen in öffentliche Abwasseranlage (Indirekteinleitern) gewonnnen werden. 
Die Optimierung der Überwachung durch Entnahme von Abwasserproben konzentriert sich auf die Bereiche:

· Häufigkeit und der Zeitpunkt der Probenahme 
· Auswahl der zu bestimmenden Stoffe/Parameter 
· Schnelle Bereitstellung der Überwachungsergebnisse, sowohl der amtlichen als auch der Selbstüberwachung.
Die Optimierung der Anlagenüberwachung setzt ausreichende Unterlagen über die Anlagen (z.B. Abwasserkataster) und eine koordinierte vor-Ort-Kontrolle ebenso voraus (Selbstüber​wachung, satzungsmäßige Überwachung, amtliche Überwachung), wie ein GIS (geographi​scher Informationssystem) gestütztes EDV-System mit Informationen zu gewässerrelevanten Anlagen, deren Emissionen und deren Einfluss auf die jeweilige Gewässerbeschaffenheit. Mit dem Gewässerinformationssystem ELWAS verfügt NRW über ein entsprechendes Instrument, dessen Pflege und Weiterentwicklung Teil des integrierten Überwachungskonzeptes ist.
1. Rechtliche Grundlagen

1.1 Nationales Recht und Landesrecht

Im deutschen Recht sind die gesetzlichen Grundlagen des Gewässerschutzes und der Was​serwirtschaft im WHG und dem LWG geregelt. Gemäß §§ 8 und 9 WHG stellen Abwasser​einleitungen erlaubnispflichtige Gewässerbenutzungen dar. Gemäß § 57 WHG ist der Stand der Technik einzuhalten; entsprechende Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwas​ser ergeben sich aus der AbwV mit ihren Anhängen für die verschiedenen Abwasserher​kunftsbereiche. Zum Schutze des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere wenn eine Gefähr​dung der öffentlichen Wasserversorgung zu erwarten ist, können gemäß § 12 WHG in die Erlaubnis- oder Genehmigungsbescheide zusätzliche Anforderungen wie Vorgaben zur Selbstüberwachung, schärfere Überwachungswerte oder Begrenzungen für zusätzliche Pa​rameter aufgenommen werden. Für das Behandeln und Einleiten vom kommunalem Abwasser sowie einiger Industriebranchen, deren Abwasser dem kommunalen entspricht (Anhang 1 der AbwV), gilt die KomAbwV. Die Anhänge der AbwV und das AbwAG beschrän​ken emissionsseitig meist nur wenige Standardparameter, immissionsseitig (WRRL, Gewäs​serqualitätsverordnung[8] (GewQV) und Gewässerbestandsaufnahme-, Einstufungs- und Überwachungsverordnung NRW[9] (GewBEÜ-V)) sind dagegen eine Vielzahl von organischen Einzelstoffen zu überwachen. Hinzu kommen noch gewässer-, im Einzelfall: badegewässer-, sowie ggf. trinkwasserrelevante Parameter, die derzeit nur über Summenparameter begrenzt werden oder für die derzeit keine verbindlichen Anforderungen bestehen (z.B. MTBE, EDTA, PFT). Ein sinnvoller Vollzug der WRRL kann aber nur erfolgen, wenn bereits im Vorfeld Gewässerverunreinigungen erkannt und am Ort der Entstehung vermieden werden, was gleichermaßen für Direkt- und Indirekteinleitungen gilt.
Eine besondere Herausforderung für den Gewässerschutz stellt die frühzeitige Identifizierung und Vermeidung problematischer Stoffeinträge dar. Im Rahmen der Genehmigungs- oder Erlaubnisverfahren sind bei relevanten Einleitern Stoffstromanalysen durchzuführen, welche im Rahmen der Gewässeraufsicht nach § 116 LWG zu überprüfen bzw. in geeigneten Ab​ständen zu wiederholen sind.
1.2 Amtliche Überwachung gemäß § 120 LWG

Die amtliche Überwachung gemäß § 120 LWG dient hauptsächlich der Kontrolle der Einhal​tung der in den wasserrechtlichen Bescheiden festgelegten Begrenzungen, die aus der AbwV und ergänzenden Informationen abgeleitet sind. Die Qualität der Probenahme und der Analy​tik muss einer gerichtlichen Überprüfung standhalten.  

Gleichzeitig liefert die amtliche Einleiterüberwachung konkrete Messwerte, die Grundlagen für Frachtabschätzungen sind. Darüber hinaus hat die amtliche Überwachung die Aufgabe, Änderungen im Einleitungsverhalten zu erkennen und im Überwachungskonzept zu berück​sichtigen. Für die Probenahme und Untersuchung nach § 120 LWG sowie gegebenenfalls die Beauftragung von Untersuchungsstellen ist gemäß Anhang 1 der Zuständigkeitsverordnung[6] (ZustVU) das LANUV zuständig.

1.3 Abwasserabgabengesetz

Die amtliche Überwachung gem. §120 LWG liefert die Datenbasis für den Vollzug des AbwAG. Gemäß AbwAG muss für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer entsprechend der im Abwasser enthaltenen Schadstoffe eine Abgabe gezahlt werden. Die Höhe der Abgabe ist u. a. abhängig von der Einhaltung der Mindestanforderungen sowie der Anforderungen des wasserrechtlichen Bescheides, darüber hinaus liefert das AbwAG auch Anreize, die Schadstoffmengen durch weitergehende Maßnahmen zu vermindern und somit einen Beitrag zur Verbesserung der Gewässerqualität zu leisten.
1.4 Aufgabe der Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG

Aufgabe der Gewässeraufsicht nach § 116 LWG ist es, 
· die Gewässer und ihre Benutzung, 
· die Indirekteinleitungen, 
· die Beschaffenheit des Rohwassers für die öffentliche Trinkwasserversorgung, 
· die Wasserschutzgebiete, 
· die Überschwemmungsgebiete, 
· die Talsperren und Rückhaltebecken, 
· die Deiche, 
· die Anlagen, die unter das WHG, LWG oder die dazu erlassenen Vorschriften fallen
zu überwachen. Soweit im Rahmen der Gewässeraufsicht Probenahmen zur Überwachung von relevanten Indirekteinleitern erforderlich sind, ist bei diesen der gleiche Umfang anzustre​ben, wie bei der Überwachung von Direkteinleitungen. 
Die im Rahmen der Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG gewonnenen Erkenntnisse sind Grundlage aller wasserwirtschaftlichen Entscheidungen. Sie sind insbesondere Grundlage für die Erteilung oder die Überprüfung wasserrechtlicher Erlaubnis- oder Genehmigungsbe​scheide. Im Zuge der Gewässeraufsicht können die in diesem Zusammenhang ggf. erforderli​chen ergänzenden Informationen auch mittels eigenständiger Messprogramme (Programm​überwachung; Kapitel 2.3) gewonnen werden. 
Die Bedeutung der Erkenntnisse aus der Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG für alle wasserwirtschaftlichen Prozesse erfordert zwingend eine enge Kooperation und Information aller beteiligten Stellen (Genehmigungs- oder Erlaubnisbehörde, Einleiterüberwachung, Gewässergüteüberwachung und ggf. der Festsetzungsstelle für die Abwasserabgabe).

Für die Überwachung der Direkt- und Indirekteinleitungen gelten die in Kapitel 2.4.1 festgeleg​ten Häufigkeiten. 
Die Überwachung gemäß § 116 LWG umfasst die Überwachung der Funktionsfähigkeit von Anlagen (bei Direkt- und Indirekteinleitern) und die Überwachung von Indirekteinleitungen durch Probenahme (Kapitel 2.6).

Werden im Rahmen der Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG Erkenntnisse gewonnen, die für die Probenahme bei Indirekteinleitern oder die Überwachung von Direkteinleitungen § 120 LWG sowie für die Festlegung der zu untersuchenden Inhaltsstoffe (Parameter) relevant sind, haben die jeweils zuständigen Stellen diese dem LANUV mitzuteilen. Das LANUV wird die Überwachung dann unter Berücksichtigung der Mitteilung den aktuellen Gegebenheiten anpassen. 
1.5 Indirekteinleitergenehmigung gemäß §§ 59 und 59a LWG und                          Überwachung von Indirekteinleitungen 
Für die Erteilung von wasserrechtlichen Genehmigungen für Indirekteinleitungen gem. §§ 59, 59a LWG, sowie für die Überwachung der Indirekteinleitungen im Rahmen der Gewässerauf​sicht gemäß § 116 LWG sind die Bezirksregierungen zuständig, wenn sie im Sinne der Zaun​lösung gemäß der 4. Verordnung des Bundes-Immissionsschutz-Gesetzes (4. BImSchV)[10] und 12. BImSchV[11] für die Überwachung zuständig sind (ZustVU), in allen anderen Fällen die unteren Wasserbehörden. 
1.6 Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen gemäß § 61 WHG
Einleiter von Abwasser in ein Gewässer (Direkteinleiter) oder in eine öffentliche Abwasseran​lage (Indirekteinleiter) sind gemäß § 61 WHG sowie §§ 60 bis § 61a LWG zur regelmäßigen Kontrolle des eingeleiteten Abwassers (Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen) und der zugehörigen Anlagen verpflichtet. Die Art und Häufigkeit der grundsätzlich zu untersu​chenden Parameter (Stoffe, Stoffgruppen bzw. physikalische Messgrößen wie Temperatur) einschließlich ihrer Bestimmungsverfahren werden im wasserrechtlichen Bescheid fest​ge​schrieben. 
Die Selbstüberwachung dient in erster Linie dem Einleiter selbst. Er erhält so Aufschluss über die Entwicklung des Abwasserabflusses und der Abwasserzusammensetzung. Er kann so erkennen, ob und wann er zusätzliche Maßnahmen im Rahmen der Produktion, zur Vorbe​handlung des Abwassers oder zur Abwasserreinigung in der Kläranlage zu treffen hat. 
Die Messergebnisse sind der zuständigen Behörde regelmäßig und/oder auf Anforderung vorzulegen. Insbesondere bei Unregelmäßigkeiten oder Auffälligkeiten im Betrieb der Anlage dienen sie den Behörden zur Ursachenforschung. Neben den im wasserrechtlichen Bescheid begrenzten Parametern sind für die Selbstüberwachung noch weitere auf den Einzelfall abge​stimmte Parameter festgelegt. 
Der Umfang der Selbstüberwachung von kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen und Einleitungen ist in der SüwV-kom[15] geregelt. 
Wer eine Genehmigung gem. §§ 59, 59a LWG besitzt und Abwasser in eine Abwasseranlage einleitet, kann von der zuständigen Behörde gemäß § 60a LWG zur Selbstüberwachung verpflichtet werden. Im Rahmen der Selbstüberwachung hat der Einleiter in eine Abwasser​anlage Aufzeichnungen über Betriebsvorgänge und eingesetzte Stoffe zu fertigen und das Abwasser durch eine geeignete Stelle untersuchen zu lassen. Die zuständige Behörde kann widerruflich zulassen, dass der Indirekteinleiter die Untersuchungen ganz oder teilweise selbst durchführt. Der Abwassereinleiter hat die Nachweise, Aufzeichnungen und Untersuchungser​gebnisse der zuständigen Behörde und dem Betreiber der in Anspruch genommenen Abwasseranlage in den von der zuständigen Behörde bestimmten Zeitabständen ohne be​sondere Aufforderung regelmäßig vorzulegen.

Die Selbstüberwachung nach §§ 60 oder 60 a LWG findet neben der amtlichen Überwachung statt. Unabhängig von §§ 60 oder 60 a LWG können die Selbstüberwachungsdaten als Da​tenbasis für die Erklärung nach PRTR genutzt werden.

Für Einleiter, die unter den Anwendungsbereich des Anhang 33 der Abwasserverordnung fallen, sind in der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2000/76/EG über die Verbrennung von Abfällen[17] (AbwAbfverbrVO) Anforderungen zu Messungen und Überwachungen (Para​meter, Durchführung einer 24 Stunden Probenahme, etc.) festlegt.
Die SüwV-Kan[16]enthält Vorgaben für die Selbstüberwachung von Kanalisationsanlagen.

1.7 Europäische und nationale Grundlagen der Gewässerbewirtschaftung
Grundlage für die Gewässeraufsicht bildete europaweit die inzwischen durch die Richtlinie 2006/11/EG[18] abgelöste Gewässerschutzrichtlinie 76/464/EWG mit ihren Folgerichtlinien. Die Folgerichtlinien wurden über den Anhang IX in die WRRL 2000/60/EG integriert. Die Stoff​gruppen der Gewässerschutzrichtlinie wurden in der WRRL weitgehend im Anhang VIII über​nommen, die Einzelstoffe der Liste I finden sich z.T. im Anhang X der WRRL als prioritäre oder prioritär gefährliche Stoffe wieder. Beide Richtlinien wurden über das WHG, die Landes​wassergesetze, die AbwV und einschlägige Landesverordnungen in nationales Recht umge​setzt; Qualitätsziele sind in der GewQV festgeschrieben. Die Anhänge II, III und V der WRRL wurden in der GewBEÜ-V vom 10.02.2006 umgesetzt. Dabei ist zu beachten, dass im Ge​wässer die Qualitätsziele der GewQV und der GewBEÜ-V, bzw. auf Bundesebene, nach Verabschiedung der Bundes-Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer (aufgrund § 23 Nummern 1 bis 3 und § 8 bis 12 WHG vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585)) die darin definierten Umweltqualitätsnormen (UQN), einzuhalten sind. 
Die Gewässer sind so zu bewirtschaften, dass der gute Zustand im Gewässer erreicht werden kann bzw. gehalten wird. Die Bewirtschaftung und ggf. Maßnahmen bauen auf Bestandsauf​nahmen der Stoffeinträge auf, die unter anderem auf den Ergebnissen der amtlichen Überwa​chung basieren. Stoffe, die den guten Zustand des Gewässers gefährden können, sind daher für die Beurteilung des ökologischen, biologischen oder chemischen Zustands der Gewässer relevant (gewässerrelevante Stoffe bzw. Parameter). Auch die Wärmebelastung von Einlei​tungen kann gewässerrelevant sein.
Hinweise für die Gewässerbewirtschaftung ergeben sich auch aus den jährlichen Meldungen der Schadstofffrachten auf Basis der europäischen PRTR-Verordnung[19] (Pollutant Release and Transfer Register) ehemals EPER[20] (European Pollutant Emission Register). Diese werden behördenseitig auf der Basis der amtlichen Messungen auf Plausibilität geprüft.   

Die Überwachung von industriellen Anlagen inklusive Abwassereinleitungen wird auf EU-Ebene fachlich in zwei Papieren behandelt, der EU-Empfehlung 2001/31/EG zur Umweltin​spektion[21] und dem für die Umsetzung der IVU-Richtlinie[22] (Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) erarbeiteten BREF Monitoring (Best Available Techniques Reference). 
1.8 Grundlagen für die öffentliche Trinkwasserversorgung 
Die sichere öffentliche Trinkwasserversorgung ist für die Gesundheit der Bevölkerung von herausragender Bedeutung und bedarf eines besonderen Schutzes. Stoffe, die aufgrund ihrer Stoffeigenschaften die herkömmlichen Verfahren bei der Rohwassergewinnung und -aufbe​reitung relativ leicht passieren und deshalb in das Trinkwasser gelangen können, sind in diesem Zusammenhang besonders zu beachten (trinkwassergängige Stoffe). Trinkwasser​relevante Stoffe sind biologisch nicht abbaubare und an Aktivkohle nur schlecht adsorbierbare organische Stoffe. Sie durchlaufen eine Bodenpassage unverändert und werden außerdem auch nicht vollständig von den Aktivkohlefiltern der Wasserwerke zurückgehalten. Sie ge​langen deshalb bei den zurzeit üblichen Aufbereitungsanlagen mit großer Wahrscheinlichkeit ins Trinkwasser. Die Bewertung erfolgt nach toxikologischen, trinkwasserhygienischen und ästhetischen Grundsätzen und unter Beachtung des Vorsorgeprinzips. 

In der TrinkwV 2001[23] sind für bestimmte chemische Stoffe im Trinkwasser Grenzwerte festgelegt. Darüber hinaus sind aber auch Stoffe zu begrenzen, für die gemäß § 6 (2) TrinkwV 2001 keine Grenzwerte vorliegen. Für diese Stoffe gilt, dass sie nur in möglichst geringer Konzentration (§ 6 (3) TrinkwV 2001), oder allenfalls in solchen Konzentrationen im Trinkwas​ser nachweisbar sein dürfen, dass sie keinen Anlass zu gesundheitlicher Besorgnis bieten (§ 6 (1) TrinkwV 2001). 
Darüber hinaus werden nach Verabschiedung der o.g. Bundes-Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer auch für einige trinkwassergängige Stoffe spezielle Umweltqualitäts​normen (UQNTW) definiert, die in Wasserkörpern gelten, die für die Trinkwassergewinnung genutzt werden (Wasserkörper gemäß Art. 7 WRRL).

In Nordrhein-Westfalen wird als Regelwerk für bislang nicht bewertete oder bewertbare Stoffe die Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ (MUNLV, 2010, in prep.[12]) eingeführt. Die darin fest​gelegten Prüf-, Orientierungs- und Vorsorgewerte dienen auch bei der Abwasserüberwachung dazu, relevante Einleitungen von trinkwassergängigen oder ggf. trinkwasserrelevanten Stoffen identifizieren und überwachen zu können, zu denen noch keine nationalen oder supranatio​nalen Grenzwerte existieren.

2. Überwachungskonzept 
Die amtliche Überwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen gliedert sich grundsätzlich in die drei Bereiche: 

1. Regelüberwachung

· Grundüberwachung der Direkteinleiter (Vollzug AbwV, AbwAG, KomAbwV) sowie der Indirekteinleiter im Zuständigkeitsbereich der oberen Wasserbehörden (§ 116 LWG)
· Überwachung aufgrund europäischer Vorgaben, Gewässerbewirtschaftung und Trinkwasserversorgung
· Präventive Überwachung
2. Anlassüberwachung 

3. Programmüberwachung

Obwohl die Überwachungsbereiche eng mit einander verzahnt sind, weisen sie sowohl in der Häufigkeit als auch in der Parameterauswahl deutliche Unterschiede auf. Ziel dieses Kon​zepts soll es sein, diese drei Bereiche optimal aufeinander abzustimmen, um Doppelarbeit zu vermeiden bzw. auf der Basis von ausreichendem Hintergrundwissen Vereinfachungen zu ermöglichen.
Für eine effektive Durchführung der Überwachung ist eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Bereichen der Behörden notwendig. Mit Neustrukturierung der Behörden wurden die zuständigen Bereiche konzentriert. Zahlreiche Prozesse laufen innerhalb der Behörde ab. Für den Betreiber hat sich die Anzahl der Ansprechpartner auf eine Behörde reduziert.
Die amtliche Überwachung von Direkteinleitungen gemäß § 120 LWG wird im Auftrag der zuständigen Stellen vom LANUV durchgeführt. Die Messergebnisse fließen zum einen zu den für die § 116 LWG-Überwachung bzw. für die wasserrechtliche Erlaubnis zuständigen Stellen der Bezirksregierungen, der unteren Wasserbehörden und der Bergaufsicht sowie zur für die Abwasserabgabe zuständigen Stelle der Bezirksregierung Düsseldorf, welche die Einleiter über die Ergebnisse der Überwachung informiert.

Bei Überschreitungen unterrichtet das LANUV die Genehmigungsbehörden zeitnah. Die Genehmigungsbehörden nehmen dann bei Bedarf direkt Kontakt mit dem Betreiber auf.  

Werden im Abwasser Auffälligkeiten ermittelt, erfolgt eine Meldung seitens des LANUV an die für die Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG zuständige Stelle. 
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Abbildung 2.1: Zusammenarbeit der Behörden in den Bereichen Überwachung gemäß § 120 LWG, Überwachung gemäß § 116 LWG, Genehmigung und dem Betreiber 

Die Wasserbehörde erstellt aufgrund ihrer Kenntnisse der unterschiedlichen abwasserrele​vanten Anlagen zusammen mit dem LANUV ein Konzept zu Umfang und Häufigkeit der Überwachung nach § 120 LWG.
Die amtliche Überwachung von Indirekteinleitern im Zuständigkeitsbereich der oberen Was​serbehörden gemäß ZustVU kann vom LANUV im Auftrag der Bezirksregierungen durch​geführt werden. Die Zusammenarbeit der Behörden orientiert sich am Konzept für Direktein​leitungen.

Bei Betriebsstörungen bzw. Überschreitungen fließen die Informationen für die Gewässerauf​sicht gemäß § 116 LWG aus unterschiedlichen Richtungen zusammen, je nachdem ob eine Meldung des Betreibers vorliegt oder ob vom Labor Überschreitungen ermittelt wurden. Zur Überprüfung der bescheidlichen Grundlagen werden von Seiten der für die Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG zuständigen Stelle Sondermessungen wie Screening-Verfahren oder Messungen in Teilströmen veranlasst. Zur effektiven Durchführung und Interpretation der Probenahmen und Analysen erhält das LANUV von Seiten der für die Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG zuständigen Stelle Informationen zu Anlagen und eingesetzten Stoffen. 
Die für Genehmigung oder Erlaubnis zuständigen Stellen der oberen oder unteren Wasser​behörden stimmen die wasserrechtlichen Bescheide bezüglich Parameterauswahl und Kon​zentrationen/Frachten mit den für die Gewässeraufsicht nach § 116 LWG zuständigen Stellen und dem LANUV ab. Die vom Betreiber gemeldeten PRTR-Schadstofffrachten werden von der Wasserbehörde dem LANUV mitgeteilt und sind zukünftig automatisiert im Labordaten​system zur Verfügung zu stellen.
Anforderungen, die auf Grund sonstiger Regelungen (z.B. WRRL, Gewässerbewirtschaftung, präventive Überwachung) bestehen oder Anlassüberwachungen, die über den Bescheid hinausgehen, werden von der Wasserbehörde mit dem LANUV abgestimmt.
Nicht außer Acht zu lassen ist auch das Zusammenspiel zu anderen Fachrechten, wie zum Beispiel zum Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)[24]. Genehmigungen nach § 58 (2) LWG von Abwasservorbehandlungsanlagen in Produktionsanlagen werden in der Regel mit der Genehmigung nach § 16 BImSchG konzentriert. Die Auswirkung des Abwassers auf die Zentrale Kläranlage bzw. auf die Einleitung wird bei der Bearbeitung der BImSchG-Anträge geprüft. 
In Abstimmung mit dem LANUV und den zuständigen Stellen der oberen und unteren Wasserbehörden werden je nach Anhang der Abwasserverordnung Probenahmestellen vor Vermischung in der Zentralen Kläranlage errichtet. Die Überwachung der Abwasservorbe​handlungsanlagen bzw. Teilströme erfolgt gemäß §§ 116 (obere oder untere Wasserbehörde) bzw. 120 LWG (LANUV).
Die Bedeutung der Gewässer bzw. Wasserkörper für die Gewinnung von Trinkwasser (ein​schließlich Entnahmemengen bzw. versorgte Bevölkerung) ist aufgrund von Art. 7 WRRL ermittelt und erfasst worden. Die Entnahmestellen, an denen Rohwasser für die Trinkwasser​versorgung aus Oberflächengewässern gewonnen wird, sind mit Gewässerkennzahl und Stationierung erfasst worden. Findet unterhalb der Abwassereinleitung eine Wasserentnahme zum Zwecke der Trinkwassergewinnung statt, ist dies bei der Auswahl der Überwachungs​parameter zu beachten. Die Überprüfung bzw. Berücksichtigung der Lage einer Einleitungs​stelle mit Bezug zur Trinkwassergewinnung sollte künftig automatisiert erfolgen.

Werden im Rahmen der Oberflächenwasser-, Rohwasser- oder Trinkwasserüberwachung gewässerrelevante oder trinkwassergängige Stoffe festgestellt, die zur Überschreitung von Grenzwerten, Umweltqualitätsnormen oder gesundheitlichen Orientierungswerten bzw. Prüf- oder Vorsorgewerten (gemäß Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“) führen und auf (bestimmte) Abwassereinleitungen zurückzuführen sind, werden diese (bei den relevanten Einleitungs​stellen) in die amtliche Überwachung aufgenommen (Information des LANUV durch zustän​dige Behörde).
2.1 Regelüberwachung

Die Regelüberwachung ist eine geplante, sich wiederholende und systematische Kontrolle einer Einleitung oder einer betrieblichen Anlage. Im Abwasserbereich ist die Regelüberwa​chung die häufigste Form der Überwachung. Sie beinhaltet unterschiedliche Teilbereiche. 
Die Grundüberwachung umfasst bei Direkteinleitern die Überwachung gemäß § 120 LWG und die Überwachung der Abwasseranlagen im Rahmen der Gewässeraufsicht (§ 116 LWG) in Bezug auf die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen und die Festsetzung der Abwasserabgabe. Die staatliche Gewässeraufsicht (Überwachung) folgt grundsätzlich der Zuständigkeit für die wasserbehördliche Entscheidung. Ausnahme ist § 120 LWG. Danach überwachen die staatlichen Behörden die Abwassereinleitungen von mehr als 1 m3/2h mittels Probenahme, wenn es sich um behandlungsbedürftiges Abwasser handelt. 

Liegen Vorgaben der Europäischen Union vor, erfolgen Überwachungen, um diese supra​nationalen Regelungen zu vollziehen. Sie können sich auf die Bestandsaufnahme von Stoff​einträgen (z.B. Bestandsaufnahmen WRRL, Qualitätssicherung/ Plausibilitätskontrolle E-PRTR) oder die berichtspflichtige Überprüfung des in einer supranationalen Regelung de​finierten Standes der Technik beziehen (z.B. OSPAR-Entscheidungen zu VC und PVC; EU-Abfallverbrennungs-RL). Die erforderlichen Untersuchungen können dabei bzgl. der Parame​ter​auswahl, der Messstelle oder der Messdauer von der Überwachung des wasserrechtlichen Bescheides abweichen. Aus Gründen der Gewässerbewirtschaftung sind ebenfalls regel​mäßig Untersuchungen zur Überprüfung vorhandener Bewirtschaftungskriterien bzw. zu deren Weiterentwicklung durchzuführen. Dasselbe gilt auch für trinkwassergängige Stoffe, wenn es sich um eine Einleitung in ein für die Trinkwassergewinnung genutztes Gewässer handelt und eine Überschreitung des Orientierungswertes gemäß Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ vorliegt. Bei Erklärungspflicht des Einleiters/Betreibers (z.B. E-PRTR) dienen die Daten primär der Kontrolle der Ergebnisse der Selbstüberwachung und erst in zweiter Linie der behördlichen Abschätzung von Frachteinträgen. 

Zur präventiven Überwachung werden bei ausgewählten industriellen Einleitern bei der amtlichen Überwachung Screening-Untersuchungen zur Feststellung von gewässerrelevanten oder (potenziell) trinkwassergängigen Stoffen bzw. Veränderungen der Abwassermatrix durchgeführt. Hierbei werden sowohl physikalisch-chemische Verfahren, als auch biologische Verfahren eingesetzt. Ziel ist es, z.B. bei Einleitern mit komplexer Abwassermatrix oder Char​genbetrieb Änderungen im Einleitungsverhalten erkennen bzw. ausschließen zu können. Liegt unterhalb der Einleitung eine Trinkwassergewinnung vor, werden diese Untersuchungen auch bei kommunalen Einleitungen mit relevanten Indirekteinleitern vorgenommen.
Bei Indirekteinleitern erfolgt die Grundüberwachung im Rahmen der Gewässeraufsicht gemäß § 116 LWG. Sie dient primär der Überwachung der Einhaltung der Anforderungen der wasserrechtlichen Genehmigung nach §§ 59, 59a LWG sowie ggf. der Anforderungen an Abwasseranlagen im Indirekteinleiterbereich nach § 58 LWG. Darüber hinaus umfasst die Grundüberwachung Parameter für Berichtspflichten (insbesondere bei Überschreiten der Frachtschwellenwerte für das E-PRTR) sowie im Einzelfall gewässerrelevante und trinkwas​sergängige Stoffe, die über die kommunale Kläranlage oder auf anderem Wege in das Gewässer bzw. in das Rohwasser gelangen können. 
2.2 Anlassüberwachung

Die Anlassüberwachung wird durch besondere Umstände zeitnah ausgelöst, z.B. aufgrund von Betriebsstörungen oder außergewöhnlichen Gewässerverunreinigungen (z.B. bei plötzli​chem Fischsterben), die über Alarmmeldungen bekannt werden. Um den Verursacher ermit​teln bzw. Sofortmaßnahmen einleiten zu können, ist ein dem Sachverhalt angepasstes Han​deln notwendig. Grundvoraussetzung hierfür sind schnell verfügbare Probenahme- sowie ausreichende Laborkapazitäten in Verbindung mit genauer Kenntnis der Abwassermatrix von potentiellen Verursachern. Anlassüberwachungen können sich sowohl auf Direkteinleitungen, als auch auf Indirekteinleitungen erstrecken.

Anlassbezogen kann eine Erweiterung des Parameterumfangs und/oder der Überwachungs​häufigkeit erforderlich sein. Im Einzelfall kann sich hieraus ein Überwachungsprogramm erge​ben. 
Im Idealfall ist die Anlassüberwachung die seltenste Form der Überwachung. Sie kann jedoch eine hohe Priorität erhalten und durch Erweiterung des Parameter- und Probenahmeumfangs zu einem hohen Aufwand führen.
Liegt z.B. eine komplexere Betriebsstörung oder eine Gewässerverunreinigung vor, bei der die gewässerverunreinigenden Stoffe zu identifizieren und zu bewerten sind, müssen in der Regel umfangreiche Untersuchungen des Gewässers sowie aller potentiellen Verursacher durchgeführt werden. 

Im Falle einer Betriebsstörung mit eindeutiger Ursache kann sich die Überwachung auf die Bestimmung einzelner Parameter sowie Folgeüberwachungen beschränken. 
2.3 Programmüberwachung 

2.3.1 Allgemeine Programmüberwachung

Die Programmüberwachung ist eine geplante Schwerpunktsüberwachung. Sie ist eine kon​zeptionell vorbereitete Aktion und bezieht sich auf bestimmte Stoffe/-Stoffgruppen, Branchen, Betriebe oder definierte Umweltaspekte. Ein Ziel der Programmüberwachung sollte nach Möglichkeit sein, grundlegende Zusammenhänge zu ermitteln und damit zur Unterstützung und möglicherweise Vereinfachung der Regelüberwachung beizutragen. Beispiele hierfür sind:
· Ausgangspunkt für Stoff- und/oder Wirkungsuntersuchungen sind von der Bezirksregie​rung eingeleitete Revisionen des Betriebs (Revisionsüberwachungen). 

· Bei kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen können mit Hilfe von Messprogram​men Einträge von gewässerrelevanten oder trinkwassergängigen Stoffen (z.B. Schwer​metallen, Mikroverunreinigungen wie Arzneimittel, Pestiziden oder PFT) bei einer Auswahl von repräsentativen Anlagen ermittelt werden. Die daraus resultierenden Er​fahrungen können für künftige Überwachungsstrategien, bei chemischen Stoffen für die Abschätzung von Frachteinträgen und für ggf. erforderliche Maßnahmenplanung oder Maßnahmenkontrolle genutzt werden. Veranlasst werden diese Überwachungen vom MUNLV, vom LANUV oder den WRRL-Geschäftsstellen bei den Bezirksregierungen.
· Zur Programmüberwachung gehören auch speziell veranlasste Abwasser-Messpro-gramme für die WRRL.
· Die Initiative zur Programmüberwachung kann von den Wasserbehörden, dem MUNLV oder dem LANUV ausgehen. Die Revisionsüberwachung wird von den Wasserbehör​den initiiert. Die Möglichkeit der Durchführung ist in beiden Fällen im Rahmen der ver​fügbaren Kapazitäten und Prioritäten im Vorfeld mit dem LANUV abzustimmen.
Programmüberwachungen können sich sowohl auf Direkteinleitungen, als auch auf Indirekteinleitungen erstrecken.

2.3.2 Revisionsüberwachung als Teil der Programmüberwachung
Aus wasserwirtschaftlicher Notwendigkeit hat sich die Einführung einer weiteren Komponente der Überwachung, die so genannte Revisionsüberwachung ergeben, die bereits als Pilot-projekt vereinzelt durchgeführt wird und ein Sonderfall der Programmüberwachung ist. Ange​stoßen von der Bezirksregierung sollen hierbei Betriebsrevisionen durchgeführt werden. Begleitet werden diese Projekte von einer Prüfung beziehungsweise Überarbeitung der An​tragsunterlagen. 

Ausgehend von den Ergebnissen der Regelüberwachung (sowohl stoffbezogene als auch wirkungsbezogene Ergebnisse, z.B. erhöhte Abwassertoxizität) werden Herkunft und Kon​zentration von Stoffen untersucht und mit den gehandhabten Stoffen an den Anfallstellen und den zugehörigen Abwasserbehandlungsanlagen verglichen sowie ggf. Stoffe/Stoffgemische im Hinblick auf potentielle Schadwirkungen beurteilt. Im Vordergrund dieser Untersuchungen sollten festgestellte, immissionsrelevante Stoffe sowie Stoffe mit gewässerökologischem oder trinkwasserrelevantem Potenzial stehen (z.B. Auswahl von branchenspezifischen Indikator​stoffen unter Berücksichtigung der Stoffeigenschaften). Die Praxis hat gezeigt, dass hierbei zum Teil Stoffe ermittelt werden, die nicht in den Antragsunterlagen aufgeführt sind, weil sie z.B. in den Einsatzstoffen als nicht erkannte Verunreinigung enthalten sind, neben den eigentlichen Zielprodukten unbeabsichtigt anfallen oder durch Reaktion der in den Einsatzstoffen enthalte​nen Verunreinigungen entstanden sind.

Die für die wasserrechtlichen Erlaubnisse oder Genehmigungen zuständigen Stellen der oberen oder unteren Wasserbehörden haben nach Erkennen von Belastungen durch solche Stoffe zu prüfen, ob dadurch das Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt wird und ggf. die Einleiterlaubnis oder Genehmigung aktualisiert und/oder Vorgaben für die Selbstüberwachung um weitere Parameter ergänzt werden muss. Vorrangig durchgeführt werden diese Revisionen bei Einleitern,
- die dem Regime des Anhangs 22 der AbwV unterliegen oder
- in deren Abwasser prioritäre oder prioritäre gefährliche Stoffe im Sinne der WRRL oder gefährliche Stoffe im Sinne von Anhang 48 der AbwV zu erwarten sind.

Im Übrigen richtet sich die Notwendigkeit der Revisionsüberwachung nach der Einstufung der Einleiter bei der jährlichen Überwachung (siehe Tabelle 2.1 bis 2.3). Einleiter, die unter die KomAbwV fallen, haben generell eine niedrige Priorität. Bei Einleitern, die gemäß dem Jahresplan 24-mal pro Jahr zu beproben sind, sollte dementsprechend die höchste Priorität vorliegen, schwerpunktmäßig Stoffuntersuchungen im Betrieb durchzuführen. Bei Einleitun​gen, die seltener beprobt werden, können diese Untersuchungen entsprechend seltener stattfinden.
Je nach Art der Betriebe (kontinuierlich/diskontinuierliche Einleitung, bei Produktwechsel, Batchbetrieb oder Kampagne) können die Untersuchungen stichprobenartig oder auch über mehrere Jahre hinweg erforderlich sein. 

In Anlehnung an die IVU-Richtlinie ist alle 5 Jahre eine Überprüfung der wasserrechtlichen Bescheide durchzuführen. Bei ausgewählten Direkt- und Indirekteinleitern können in diesem Zusammenhang bzw. bei Neuerstellung eines Bescheids auch Screenings zur Erkennung von emissions- und/oder immissionsrelevanten Stoffen durchgeführt werden. Die Überprüfung der Grundlagen der Bescheide durch Sondermessungen wie Screening-Verfahren oder Messun​gen in den Teilströmen werden von der Wasserbehörde veranlasst und mit dem LANUV abgestimmt.
2.4. Überwachung von Einleitungen nach §§ 116 und 120 LWG 
2.4.1 Häufigkeit der Probenahme
Bei der Häufigkeit der Regelüberwachung werden drei Bereiche für die geplante Über​wachung festgelegt. Kernpunkt der Überwachung ist ein Jahresplan, der in Zusammenarbeit zwischen den Bezirksregierungen bzw. den unteren Wasserbehörden und dem LANUV-Labor festgelegt wird. Hieraus resultiert ein Tageseinsatzplan, der sich zum einen aus dem aktuel​len Einleitungsverhalten, zum anderen aus der Organisation aller zu überwachenden Einlei​tungen ergibt. Hinzu kommt ein langfristig angelegtes Programm für aufwändigere Schwer​punktmessprogramme z.B. im Bereich der Revisionsüberwachung oder bei Stoffen/ Stoffgruppen, die eine umfangreiche u. langfristige Programmüberwachung (z.B. PFT) und Maßnahmenkontrolle erfordern. 
Hieraus können sich Auswirkungen auf die Selbstüberwachung ergeben (siehe Kapitel 2.5). 
Der Tageseinsatzplan zielt insbesondere darauf ab, die Einsatzkapazitäten unter Berücksich​tigung der aktuellen Überwachungserfordernisse optimal zu nutzen.
2.4.1.1 Jahreseinsatzplan

Im Jahreseinsatzplan werden die Bereiche Programm- und Regelüberwachung koordiniert. Die Programmüberwachung folgt der in den Messprogrammen festgelegten Probenahme​häufigkeit. Für die Regelüberwachung bemisst sich die Häufigkeit der Überwachung nach der Zuordnung der Messstelle zu einer Überwachungsstufe gemäß Tabelle 2.1; hierbei entspricht Stufe I der niedrigsten Überwachungshäufigkeit, wie sie noch mit der 4 aus 5-Regelung der AbwV vereinbar ist, und Stufe VI der höchsten als erforderlich angesehenen Überwachungs​häufigkeit.
Bei Indirekteinleitern, deren Anlagen nach Bauart zugelassen sind, kann sich der Über​wachungsumfang auf die Kontrolle der Prüfberichte reduzieren.
Tabelle 2.1: Stufen der jährlichen Überwachungshäufigkeit

	Stufe
	I
	II
	III
	IV
	V
	VI

	Häufigkeit n/a
	2
	4
	6
	12
	18
	24


Die Grundeinstufung zur Häufigkeit erfolgt entsprechend der stofflichen Beschaffenheit des Abwassers durch die Wasserbehörden; alle Änderungen werden dem LANUV mitgeteilt. Die entsprechenden Richtwerte zur amtlichen Überwachung liefert Tabelle 2.3, die die Einstufun​gen zur Überwachungshäufigkeit anhand der Herkunftsbereiche der AbwV in Überwachungs​stufen beinhaltet. Die Basis für diese Tabelle ist die bisherige Überwachungspraxis von Direkteinleitungen.
Ausgehend vom Richtwert in Tabelle 2.3 kann die jährliche Überwachungshäufigkeit im Ein​zelfall aus verschiedenen Gründen gemäß Tabelle 2.1 stufenweise vermindert bzw. erhöht werden. Die Kriterien sind hier nicht abschließend aufgeführt. Die Behörden können im Ein​zelfall darüber hinaus weitere fachliche Kriterien heranziehen. Tabelle 2.2 liefert eine Beschreibung der Faktoren, die zu einer Änderung der Häufigkeit führen können. (Zum Zu​sammenspiel der Tabellen siehe Anhang A.2). Führen mehrere Faktoren zu einer Erhöhung, sollte die Häufigkeit maximal um zwei Stufen erhöht werden. Bei mehreren vermindernden Faktoren sollte nur eine Minderung um eine Stufe erfolgen. Erhöhende und vermindernde Faktoren können sich gegenseitig aufheben. Eine Festlegung von mehr als 24 Überwachun​gen pro Jahr ist nicht sinnvoll. Durch aktuelle Ereignisse wie z.B. Betriebsstörungen kann jedoch eine kurzzeitige Erhöhung der Häufigkeit im Tageseinsatzplan insgesamt zu einer Häufigkeit von über 24-mal/a führen. Die regelmäßige Bewertung der Untersuchungsergeb​nisse in Hinblick auf Korrekturen in der Überwachungshäufigkeit geschieht vorrangig durch die Wasserbehörden.

Zu beachten ist, dass Einleitungen, die der KomAbwV unterliegen, nicht weniger häufig beprobt werden dürfen als dort gefordert wird, um die Richtlinie 91/271/EWG[25]
 erfüllen zu können. 
Für kommunales Abwasser sowie biologisch abbaubares Industrieabwasser, das von der Beschaffenheit her dem häuslichen Abwasser ähnlich ist, gilt die Überwachungshäufigkeit gemäß der KomAbwV NRW. Im Anhang II der EU-Richtlinie sowie Anlage 2 der KomAbwV sind die betreffenden Industriebranchen aufgeführt (siehe Tabelle 2.3: “analog KomAbwV“). In der Richtlinie ist die Mindestanzahl der Probenahmen festgelegt. Anlagen der Größenklasse 2.000 EW bis < 10.000 EW sind demnach mindestens 4-mal pro Jahr zu beproben, im ersten Jahr (Datenerhebung) und bei Überschreitungen 12-mal. Anlagen der Größenklasse 10.000 EW bis < 50.000 EW sind pro Jahr mindestens 12-mal und Anlagen der Größenklasse ≥ 50.000 EW sind 24-mal/a zu beproben. Die Proben sind in regelmäßigen zeitlichen Abständen und zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu entnehmen.    
Tabelle 2.2: Einflüsse auf die jährliche Überwachungshäufigkeit 

	Einflüsse auf die Überwachungs​häufigkeit
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	Erhöhung

	Stoffliche 

Beschaffenheit des Abwassers
	verminderte stoffliche Belastung, 

bei Indirekteinleitern: gute Abbaubarkeit bzw. geringe Gewässerrelevanz 
	
	weitere relevante Stoffe liegen vor (bei Indirekteinleitern: die über Abschläge oder nach Behandlung in das Gewässer gelangen können)

	technischer Stand der betrieblichen Anlagen und 
Abwasserbehand​lungsanlage
	technischer Stand liegt über Stand der Technik


	
	veraltete Technik, Abwasserbehand​lungsanlage ist nicht stabil

	Sicherheit der Ein​haltung der Über​wachungswerte/ erklärten Werte 
	Messwerte liegen unter Überwachungs-werten/ erklärten Werten/ mit deutlich fallender Tendenz oder liegen alle deutlich unter  Überwachungswer​ten/erklärten Wert
	
	Messwerte liegen im Bereich des Über​wachungswerts / erklärten Werts oder darüber

	Einleitungen in Gewässer, aus denen Trinkwasser gewonnen wird 
	Messwerte liegen unter Orientierungswerten (Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“) 
	
	Messwerte liegen im Bereich der Orientierungswerte  oder darüber

	Einstufung gemäß Wasser-

rahmenrichtlinie


	
	
	Stoßbelastung oder Einleitungswasser​menge größer 30 % des Abfluss des Gewässers

	Art der Messstelle 


	Messstelle nicht abgaberelevant,

Indirekteinleiter, 

Bauartzulassung***
	
	

	Ausreichende 
Datenbasis für 
Berichtspflichten supranationale Vorgaben bzw. Plausibilitäts​prüfungen
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	Erhöhung für betroffene Parameter auch bei Indirekt​einleitern 


*Verminderung der Stufe außer bei Einleitungen, die der KomAbwV unterliegen

**Bei abgaberelevanten Abwassereinleitungen sind mindestens 5 Probenahmen in drei Jahren vorzunehmen (4 aus 5-Regelung).

***Bei Anlagen, die nach Bauart zugelassen sind, kann sich der Überwachungsumfang auf die Kontrolle der Prüfberichte reduzieren,

Die gemäß AbwV ermittelte Überwachungsstufe kann durch folgende fachliche Kriterien ver​mindert bzw. erhöht werden: 

· Stoffliche Beschaffenheit des Abwassers

Ein möglicher Grund für eine Verminderung der Überwachungshäufigkeit liegt vor, wenn das Abwasser eine vergleichsweise einfache und niedrige stoffliche Belastung aufweist. Demgegenüber kann eine Er​höhung erforderlich werden, wenn das Abwasser zusätzlich gefährliche Stoffe gemäß den Anhängen der WRRL oder der GewQV enthält oder andere langlebige Schadstoffe, die giftig, biologisch akkumulierbar oder trinkwassergängig sind bzw. die Trinkwasserqualität beeinträchtigen können. Hinweise auf das Vorkommen sol​cher Stoffe kann das Screening-Verfahren liefern. Zusätzliche Informationen über gefährliche Schadstoffbelastungen im Abwasser können sich auch aus einer Programm​überwachung sowie aus den Ergeb​nissen der Gewässer- und Rohwasserüberwachung ergeben. 
Bei Indirekteinleitungen kann die Überwachungshäufigkeit gemindert werden, wenn das Abwasser eine gute Abbaubarkeit aufweist und die Indirekteinleitung nicht wesentlich zur Belastung der kommunalen Kläranlage beiträgt. 
· Technischer Stand der innerbetrieblichen Anlagen / Abwasserbehandlungsanlagen

Im Rahmen der Gewässeraufsicht obliegt den zuständigen Wasserbehörden die Anlagen​überwachung gemäß § 116 LWG bzw. Überprüfungen zum Stand der Technik gemäß § 57 WHG. Hinzu kommen wasserseitige Kontrollen der BImSchG-Anlagen. Die hieraus resultierenden Erkenntnisse fließen in die Einstufung zur Häufigkeit der amtlichen Über​wachung mit ein. Werden aufgrund der angewandten Techniken bzw. des Alters der Anlagen Risikofaktoren erkannt, erhöht sich die Überwachungshäufigkeit. Liegt die Ausstattung über dem Stand der Technik, kann eine Verminderung vertretbar sein.
· Sicherheit der Einhaltung der Überwachungswerte, erklärten Werte 
Zur Ersterhebung an einer neuen Messstelle ist ein Messprogramm notwendig, wenn nicht bereits vorliegende Messwerte herangezogen werden können. 
In der laufenden Überwachung sollte einmal jährlich eine Auswertung zu Streuung und Trend der amtlichen Messergebnisse zentral durchgeführt werden. Dabei werden die Messergebnisse mit den jeweiligen Überwachungswerten/erklärten Werten und früheren Messergebnissen verglichen. 
Liegen die Messwerte unter den Überwachungswerten/erklärten Werten und zeigen sie eine deutlich fallende Tendenz oder liegen die Messergebnisse alle deutlich unter den Überwachungswerten/erklärten Werten, so kann die Überwachungshäufigkeit vermindert werden. 
Liegen die Ergebnisse wieder näher an den Überwachungswerten/erklärten Werten wird die Häufigkeit wieder erhöht. 
Die Überprüfung der Sicherheit der Einhaltung der Überwachungswerte sollte zukünftig automatisiert erfolgen.

· Einleitungen in Gewässer, die der Trinkwassergewinnung dienen und bei denen trink​wassergängige Stoffe zu untersuchen sind (auffällige Einleitungen, siehe Kapitel 2.4.2.1.):
Bei auffälligen Direkteinleitungen wird bei Überschreitung von Orientierungswerten gemäß Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ wie bei Überschreitung von Überwachungswerten vorgegangen. 
Bei auffälligen Indirekteinleitungen, bei denen Stoffe die Orientierungswerte überschreiten (auffällige Einleitungen), sind diese Stoffe jährlich 4-mal zu untersuchen. 

Als auffällig eingestufte Einleitungen werden als unauffällig eingestuft, wenn sie in den letzten 3 Jahren (bei mindestens vier Untersuchungsergebnissen immer, bei mehr als 13 Ergebnissen das 80-Perzentil) den Orientierungswert nicht überschreiten. Im Einzelfall kann eine davon abweichende oder gestufte Anpassung der Überwachungshäufigkeit erfolgen, z.B. in Abhängigkeit der durchgeführten Maßnahmen oder je nach Ursache, Schwankung und Dauer der vorausgegangenen Auffälligkeit. 
Angemessene Häufigkeit der Selbstüberwachung siehe Abschnitt 2.5

· Einstufung gemäß Wasserrahmenrichtlinie
Zur Beurteilung der hydraulischen Belastung der Gewässer wurde bei der Bestandsauf​nahme für die WRRL eine Einstufung von industriellen Einleitungen nach Einleitungswas​sermenge und Verhältnis von mittlerem Niedrigwasserabfluss des Gewässers MNQ zu dem mittleren Abfluss Qmittel an der Einleitungsstelle durchgeführt. Bei allen Einleitungen, bei denen das Verhältnis von Q/MNQ größer 0,3 ist, ist zu prüfen, ob die Überwachungs​häufigkeit grundsätzlich oder im Zusammenhang mit anderen Faktoren wie zum Beispiel Bedeutung für die Trinkwassergewinnung oder kurzfristig im Zusammenhang mit „extre​mer Hitze“/Niedrigwasserabfluss zu erhöhen ist. Als Risikofaktor ist auch zu bewerten, wenn eine Abwassereinleitung zu einer Stoßbelastung des aufnehmenden Gewässers führt. 
· Art der Messstelle
Wichtig für die Häufigkeit der amtlichen Überwachung ist auch die Art der Messstelle. Die Überwachung ist von höherer Bedeutung bei Messstellen, die abgaberelevant sind und/oder relevant für Begrenzungen gemäß AbwV oder EU-Richtlinie; letzteres gilt auch für Indirekteinleiter. Bei Anlagen, die nach Bauart zugelassen sind, kann sich der Überwa​chungsumfang auf die Kontrolle der Prüfberichte reduzieren.
Tabelle 2.3: Einstufung der Probenahmehäufigkeit gemäß der Abwasserverordnung
	Anhang
	Herkunftsbereich
	 Häufigkeit n/a
	Stufe

	1
	Häusliches und                                      50 EW  bis     1.999 EW
	4
	II

	
	kommunales Abwasser                       2.000 EW  bis     9.999 EW
	  12* / 4*        
	IV/ II

	
	                                                                  9.999 EW  bis   49.999 EW
	12*
	IV

	
	                                                                                      >   50.000 EW
	24*
	VI

	2
	Braunkohle-Brikettfabrikation
	4
	II

	3
	Milchverarbeitung
	analog KomAbwV
	II-VI

	4
	Ölsaatenaufbereitung, Speisefett- und Speiseölraffination
	4
	II

	5
	Herstellung von Obst und Gemüseprodukten
	analog KomAbwV
	II-VI

	6
	Herstellung von Erfrischungsgetränken u. Getränkeabfüllung
	analog KomAbwV
	II-VI

	7
	Fischverarbeitung
	analog KomAbwV
	II-VI

	8
	Kartoffelverarbeitung
	analog KomAbwV
	II-VI

	9
	Herstellung von Beschichtungsstoffen und Lackharzen
	24
	VI

	10
	Fleischwirtschaft
	analog KomAbwV
	II-VI

	11
	Brauereien
	analog KomAbwV
	II-VI

	12
	Herstellung von Alkohol und alkoholischen Getränken
	analog KomAbwV
	II-VI

	13
	Holzfaserplatten
	6
	III

	14
	Trocknung pflanzlicher Produkte für die Futtermittelherstellung
	analog KomAbwV
	II-VI

	15
	Herstellung von Hautleim, Gelatine und Knochenleim
	analog KomAbwV
	II-VI

	16
	Steinkohlenaufbereitung
	6
	III

	17
	Herstellung keramischer Erzeugnisse
	6
	III

	18
	Zuckerherstellung
	4
	II

	19
	Zellstofferzeugung
	12
	IV

	20
	Fleischmehlindustrie
	analog KomAbwV
	II-VI

	21
	Mälzereien
	analog KomAbwV
	II-VI

	22
	Chemische Industrie
	6** - 24
	III- VI

	23
	Anlagen zur biologischen Behandlung von Abfällen
	6
	III

	24
	Eisen-, Stahl-, und Tempergießerei 
	6
	III

	25
	Lederherstellung, Pelzveredlung, Lederfaserstoffherstellung
	6
	III

	26
	Steine und Erden
	6
	III

	27
	Behandlung von Abfällen durch chemische und physikalische Verfahren (CP-Anlagen) sowie Altölaufarbeitung 
	12***/18
	IV / V

	28
	Herstellung von Papier und Pappe
	12
	IV

	29
	Eisen- und Stahlerzeugung 
	6-12
	III-IV

	31
	Wasseraufbereitung, Kühlsysteme, Dampferzeugung 
	2 – 6
	I - III

	32
	Verarbeitung von Kautschuk und Latizes, Herstellung und Verarbeitung von Gummi
	6
	III

	33
	Wäsche von Abgasen aus der Verbrennung von Abfällen
	12*****
	IV

	36
	Herstellung von Kohlenwasserstoffen
	6
	III

	37
	Herstellung anorganischer Pigmente
	6
	III

	38
	Textilherstellung und Textilveredlung
	6
	III

	39
	Nichteisenmetallherstellung
	6
	III

	40
	Metallbearbeitung, Metallverarbeitung
	6-12
	IV

	41
	Herstellung und Verarbeitung von Glas und künstlichen Mineralfasern
	6
	III

	42
	Alkalichloridelektrolyse
	6
	III

	43
	Herstellung von Chemiefasern, Folien und Schwammtuch nach dem Viskoseverfahren sowie Celluloseacetatfasern 
	6
	III

	45
	Erdölverarbeitung
	6
	III

	46
	Steinkohleverkokung
	6
	III

	47
	Wäsche von Rauchgasen aus Feuerungsanlagen  
	12
	IV

	48
	Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe 
	24
	VI

	49
	Mineralölhaltiges Abwasser
	6****
	III

	50
	Zahnbehandlung
	6****
	III

	51
	Oberirdische Ablagerung von Abfällen
	12
	IV

	52
	Chemischreinigung
	6****
	III

	53
	Fotografische Prozesse (Silberhalogenid, Fotografie)
	6****
	III

	54
	Herstellung von Halbleiterbauelementen
	6
	III

	55
	Wäschereien
	6****
	III

	56
	Herstellung von Druckformen, Druckerzeugnissen und grafi​schen Erzeugnissen
	6
	III

	57
	Wollwäschereien 
	6****
	III


*gemäß KomAbwV;   ** in nicht abgaberelevantem Teilstrom seltener; ***für Anlagen, die den Stand der Technik einhalten:.   ****falls nicht als Bauart zugelassen;  ***** gemäß AbwAbfverbrVO
· Datenbasis für Berichtspflichten

Für die sich nach diesen Kriterien ergebende Überwachungshäufigkeit ist zu prüfen, ob eine ausreichende Datenbasis für die Bereiche Sonderüberwachungen aufgrund europäi​scher Vorgaben oder Bewirtschaftung von Gewässern erhalten wird. Bei relevanten Ein​leitern sollten im Bezugsjahr mindestens 12 Messwerte für eine hinreichend genaue Frachtabschätzung bzw. mindestens 4 Messwerte für die Plausibilitätsprüfung von Betrei​berangaben vorliegen. Auch hier ist zu beachten, dass auch Indirekteinleiter gewissen Be​richtspflichten, z.B. dem E-PRTR, unterliegen können.

· Abgaberelevanten Abwassereinleitungen 

Bei abgaberelevanten Abwassereinleitungen sind mindestens 5 Probenahmen in drei Jah​ren vorzunehmen (4 aus 5-Regelung).
Beim Indirekteinleiter können auf der Basis der Abwasserverordnung die gleichen Kriterien zur Häufigkeit der amtlichen Überwachung angesetzt werden. Die Tatsache, dass hier in der Regel eine geringere Wassermenge vorliegt als beim Direkteinleiter und eine weitere Abwas​serbehandlung erfolgt, wirkt sich häufig vermindernd auf die Überwachungshäufigkeit aus, dies kann bis zu einem Aussetzen der Überwachung führen.
2.4.1.2 Tageseinsatzplan

Als Basis für den Tageseinsatzplan der Regelüberwachung dient dem Labor (LANUV) der Jahreseinsatzplan. Zeitnah wird unter Berücksichtigung der letzten Ergebnisse der Abwasser​überwachung entschieden, welche Einleiter zu beproben sind, um auf die aktuelle Einlei​tungssituation reagieren zu können. 
Bei Änderungen der wasserrechtlichen Erlaubnis bzw. neu erteilten Wasserrechten werden die Vorgaben des Jahreseinsatzplans angepasst. Bei Betriebsstörungen sollte kurzfristig eine Abstimmung zwischen den Bezirksregierungen bzw. den unteren Wasserbehörden und dem Labor (LANUV) zur Erhöhung der Probenahmehäufigkeit erfolgen. Bezüglich der eingeleiteten Maßnahmen gegen den Einleiter ist das Labor zu informieren, um gegebenenfalls eine Ände​rung der Regelüberwachung vornehmen zu können. 

Werden im Rahmen der Immissionsüberwachung im Gewässer oder im Rahmen der Roh​wasser- oder Trinkwasserüberwachung Schadstoffe erkannt, die für das Gewässer oder für die Trinkwassergewinnung von Bedeutung sind, wird der Parameterumfang zunächst beim Tageseinsatzplan um diese Parameter erweitert. 
Erklärt der Einleiter gemäß § 4 Abs. 5 AbwAG gegenüber der zuständigen Behörde, dass er während eines bestimmten Zeitraums niedrigere Werte als im Bescheid einhalten wird, kann sich die Häufigkeit der Probenahme für den betrachteten Zeitraum erhöhen. Hierzu ist bei der Erklärung niedrigerer Werte eine zeitnahe Unterrichtung der für die Organisation der Probe​nahme zuständigen Stellen erforderlich. 

“Abgebrochene Probenahmen“

Bei den amtlichen Probenahmen tritt immer wieder der Fall ein, dass zum Zeitpunkt der Überwachung kein Abwasser fließt. Häufen sich diese Fälle bei einem Einleiter, ist zu prüfen, ob durch Absprachen mit anderen Behörden eine Koordination der Probenahme möglich ist. In geeigneten Fällen kann auch Kontakt mit dem Einleiter aufgenommen werden (z.B. Wasserwerke bei Filterrückspülung). 

Die Probenahme, bei der kein Abwasser fließt, ist als abgebrochene Probenahme mit dem Grund “kein Abfluss“ zu erfassen. Sie ist bei der Anwendung der 4 aus 5-Regel als Überwa​chung zu werten, da auch hierbei Informationen über den Betrieb und die Abwassersituation erhalten werden.
2.4.1.3 Überwachung außerhalb der normalen Dienstzeit
Für den ordnungsgemäßen Vollzug des AbwAG und aus wasserwirtschaftlichen Gründen ist es erforderlich, das Emissionsverhalten von Einleitungen insgesamt zu erfassen. Dazu muss die Durchführung der Probenahme am Wochenende und rund um die Uhr gewährleistet sein. 
Probenahmen außerhalb der regulären Dienstzeiten sind deswegen erforderlich, um 
· eine Gleichbehandlung der Einleiter sicherzustellen,

· die Forderung des Landesrechnungshofs nach Überwachung von AbwAG-
relevanten Messstellen rund um die Uhr zu erfüllen, 

· Qualitätsschwankungen des Abwassers repräsentativ zu erfassen,

· wasserwirtschaftlichen Gründen Rechnung zu tragen und

· um Präsenz in der Öffentlichkeit zu zeigen.

Mit einer systematischen Überwachung rund um die Uhr kann auch dem Vorwurf begegnet werden, dass Einleiter außerhalb der regulären Dienstzeiten unbemerkt illegal einleiten kön​nen.
Um ein möglichst umfangreiches Bild des Einleitungsverhaltens zu erhalten, sollten die Zeiten der Probenahme dem Produktionsturnus der jeweiligen industriell/gewerblichen Einleiter bzw. den Tages- bzw. Wochenganglinien bei kommunalen Anlagen angepasst werden. Die Probe​nahme hat unangemeldet und für den Einleiter nicht vorhersehbar zu erfolgen. 
Die Anzahl der Probenahmen außerhalb der regulären Zeiten sollten insgesamt mindestens 5 % aller Probenahmen umfassen; hierbei brauchen bestimmte Einleitungen gar nicht, andere sollten je nach Relevanz intensiver (10-15 %) außerhalb der normalen Arbeitszeit überwacht werden. Bei der Auswahl der relevanten Einleiter können zum Beispiel die Daten der Selbst​überwachung als auch Kriterien wie Tages- bzw. Wochenganglinie der Abwasserbehand​lungsanlage (Stoßzeiten, kontinuierliche/ diskontinuierliche Einleitung, 5 Tagewoche, 8 Stun​dentag) zugrunde gelegt werden. 
2.4.2  Parameterumfang

2.4.2.1 Parameter in den Überwachungsbereichen

Die Auswahl der Parameter weist bei den drei Überwachungsbereichen Regelüberwachung, Anlassüberwachung, Programmüberwachung sowie bei der Selbstüberwachung teilweise starke Überschneidungen, teilweise aber auch deutliche Unterschiede auf.

Zur besseren Veranschaulichung ordnet Tabelle 2.4 die Parametergruppen der amtlichen Überwachung den Überwachungsbereichen zu (die Erläuterung der einzelnen Punkte findet sich in Anlage A1.). Zwischen den Bereichen der Regelüberwachung und der Anlass​überwachung bestehen weitgehende Überschneidungen in der Parameterauswahl, während bei der Programmüberwachung ein größeres Parameterspektrum abgedeckt wird. Die in den einzelnen Anhängen der Abwasserverordnung als Mindestanforderung enthaltenen Überwa​chungsparameter definieren allgemein den Stand der Technik einer Branche bzw. eines Herkunftsbereiches. Mit wenigen Ausnahmen handelt es sich hierbei um Summen-, Leit- und Wirkparameter, die nur in begrenztem Umfang Aussagen über Einträge von organischen Einzelstoffen oder von in der AbwV nicht begrenzten anorganischen Stoffen zulassen. Insbe​sondere Belastungen im niedrigen Konzentrationsbereich können so unerkannt bleiben. 

Zur Erkennung von Belastungen können neben den in der AbwV bereits als Mindestanforde​rung vorgegebenen Wirktests weitere Wirktests herangezogen werden, welche Schad​wirkungen von z.B. toxischen und nicht im Analysenspektrum enthaltenen Stoffen oder Kombinationswirkungen von Stoffen, die einzeln bei der Analyse nicht auffällig sind, anzeigen. 
Für die Umsetzung der rechtlichen Regelungen zum Gewässer- und Trinkwasserschutz reicht der in der AbwV vorgegebene Parameterumfang in der Regel nicht aus. Zu beachten sind zusätzlich gewässerrelevante und trinkwassergängige Stoffe/Stoffgruppen (z.B. PFT), für die bislang keine verbindlichen Anforderungen bestanden, die aber aus Gründen der langfristigen Versorgungssicherheit bzw. zum Wohl der Allgemeinheit mit Orientierungs- und Zielwerten (NRW-Strategie „Reine Ruhr“) belegt werden müssen. Es ist ein intensiver Abgleich zwischen den im Gewässer gemessenen Stoffen und der Überwachung der potentiellen Einleiter erforderlich. Die Regelüberwachung deckt dies mit ihren Bereichen Überwachung aufgrund europäischer Vorgaben, Gewässerbewirtschaftung und Trinkwasserversorgung sowie der präventiven Überwachung ab. Bei Einleitungen von trinkwassergängigen Stoffen/Stoffgruppen in Gewässer, die für die Trinkwassergewinnung genutzt werden, können gemäß § 6 WHG  und § 52 LWG ggf. auch über den allgemeinen Standard hinausgehende Anforderungen sowie Anforderungen an den Umfang der Selbstüberwachung geltend gemacht werden (siehe Tabelle 2.4). 
Tabelle 2.4 Zuordnung von Parametergruppen zu Überwachungsbereichen

	Parametergruppen
	Regelüber​wachung
	Anlassüber-wachung
	Programm-über-wachung

	Vor-Ort-Parameter 


	x
	x
	x

	Bescheidlich festgelegte Parameter (AbwV, AbwAG, § 58(2) LWG, §§ 12, 57 WHG); 
	x
	x
	

	erklärte AbwAG-Parameter


	x
	x
	

	Anhänge der AbwV


	x
	x
	

	Gewässerschutz (§§ 12 u. 13 WHG)


	x
	x
	

	Selbstüberwachung (§ 60 LWG)


	x
	x
	(x)

	Überprüfung der Grundlagen der wasser​rechtlichen Erlaubnis  
	x
	x
	x

	WRRL, GewQV, PRTR, trinkwasser​gängige Stoffe 
	x
	x
	x

	Untersuchung von emittierten Stoffen aus betrieblichen Prozessen 
	
	x
	x

	Ursachenforschung bei Alarmfällen

	
	x
	x

	Zusätzliche analytische Untersuchungen und biol. Wirktests

	
	
	x


Bei Betriebsstörungen kann der Parameterumfang zur Ursachenforschung je nach Art der Störung im Rahmen der Anlassüberwachung erweitert werden. Ebenso findet kurzfristig eine Erweiterung des Parameterumfangs statt, wenn bei der Immissionsüberwachung weitere, gewässerrelevante Stoffe oder Schadwirkungen im Gewässer festgestellt werden. Ergänzend werden Grundlagen in der Programmüberwachung erhoben, die sowohl zur Unterstützung als auch zur Vereinfachung der Regelüberwachung beitragen. Bei wasserrechtlichen Bescheid​verfahren und bei Genehmigungen von Anlagen nach Bundesimmissionsschutzgesetz sollte noch mehr auf die vollständige Angabe der gewässer- bzw. abwasserrelevanten gehandhab​ten Stoffe an den Anfallstellen geachtet werden.

Im Rahmen der Programmüberwachung (speziell der chemischen Industrie oder bei Industrie​parks) sollten bei den einzelnen Einleitern Recherchen, unterstützt durch analytische Unter​suchungen, zu gehandhabten, behandelten und eingeleiteten gewässer- bzw. trinkwasser​relevanten Stoffen erfolgen (Stoffbilanzen!) sowie biologische Wirktests eingesetzt werden. Bei diesen Projekten sollten neben den Daten aus Genehmigungsunterlagen des BImSch-Verfahren und von VAwS-Stoffen auch die Messergebnisse der Selbstüberwachung genutzt werden. Darüber hinaus ist bei den Einleitern der chemischen Industrie zu prüfen, ob die Abwasserinhaltsstoffe ausreichend durch die bisherigen Screening-Verfahren mittels GC-MS erfasst werden oder ob ein ergänzendes Screening mittels HPLC-MS notwendig ist. 
Für Einleitungen in Gewässer, aus denen Trinkwasser gewonnen wird, und bei denen trinkwassergängige Stoffe die Orientierungswerte gemäß Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ überschreiten, sind bei Direkt- und auf Grund der Fracht relevanten Indirekteinleitungen, bei denen die Konzentrationen der oben genannten trinkwassergängigen Stoffe auch im Abwasser über den Orientierungswerten liegen (auffällige Einleitungen), diese Stoffe im Abwasser zu untersuchen.

Bei der Genehmigung von Indirekteinleitungen wird davon ausgegangen, dass die üblichen Parameter CSB bzw. TOC, Stickstoff, Phosphor und biologische Wirkparameter in der nachgeschalteten Kläranlage ausreichend vermindert werden. Bei Indirekteinleitern richtet sich daher die Aufmerksamkeit auf die unverdünnten Teilströme. Gemäß § 58 (1) WHG sind dort deshalb in der Regel nur die in den Anhängen der AbwV enthaltenen Anforderungen an die Teilströme vor Vermischung mit Abwasser anderer Herkunft und die Einhaltung der allgemeinen Anforderungen zu überwachen. 
Liegen jedoch die mit der Indirekteinleitung eingeleiteten Frachten von nicht begrenzten Parametern oberhalb der Schwellenwerte des E-PRTR, sind diese zusätzlich zu überwachen. 
2.4.2.2 Optimierung der Parameterauswahl 

Die Parameter für die Regelüberwachung sind weitgehend durch die wasserrechtlichen Be​scheide vorgegeben. Hier wurde bereits eine deutliche Optimierung der Kosten erreicht, indem sich die verschiedenen Anhänge der AbwV und das AbwAG auf ein begrenztes Spekt​rum an Summen-, Leit- und Wirkparametern konzentrieren und damit effektiv den Stand der Technik umsetzen. Generell sind alle Bescheide auf den aktuellen Stand der AbwV umzu​stellen. Alle Parameter sind gemäß der AbwV zu bestimmen. Darüber hinaus ist je nach Untersuchungsziel bei der Überwachung der neueste Stand der Analysentechnik anzuwen​den. Empfindlichere Verfahren kommen zum Einsatz, wenn dies für die Überwachung der Einträge ins Gewässer erforderlich ist; dies betrifft z.B. Frachtermittlungen von Schwermetal​len in die Gewässer aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen[27]. Bei Überschrei​tungen sind die im Bescheid festgelegten Verfahren anzuwenden. 

Die Einstufung einer Messstelle in eine Überwachungsstufe bedeutet nicht, dass alle Para​meter mit derselben Häufigkeit zu analysieren sind; aufgrund der Relevanz eines Parameters oder der Streubreite der Messergebnisse kann hier variiert werden. Das vorhandene Labor​datensystem bietet die Möglichkeit zur Umsetzung von differenzierten Untersuchungspro​grammen je nach Wichtigkeit in Form von Kurz-, Mittel- und Langprogrammen. Ausnahmen bilden Parameter bei denen in der KomAbwV eine Häufigkeit vorgeschrieben ist.
Generell sind die erzielten Untersuchungsergebnisse aller Parameter regelmäßig zu bewer​ten, um etwaige Korrekturen in Hinblick auf deren Überwachungshäufigkeit vornehmen zu können. Dazu sollten auch die Ergebnisse aus der Selbstüberwachung jeweils zeitnah einge​holt, erfasst und bei der Bewertung berücksichtigt werden. So können mithilfe statistischer Auswertungen zufällige und systematische Veränderungen der Wasserbeschaffenheit erkannt und die Überwachungshäufigkeiten optimiert werden[28]. Zur Erleichterung der Anwendbarkeit der statistischen Auswertungen sollten entsprechende Programmteile erstellt werden.
Aufgrund der langjährigen Erfahrungen im Vollzug der Einleiterüberwachung werden folgende Optimierungsmöglichkeiten bei der Durchführung der Analytik eingesetzt: 

· Der BSB5  ist in der Regel entbehrlich. Er dient primär der Überprüfung der biologischen Abbauleistung von Kläranlagen; er ist insbesondere dann zu bestimmen, wenn die Eliminationsleistung nicht ausreichend mit den standardmäßig begrenzten Parametern (insbesondere TOC und Nges) kontrolliert werden kann. Für diese Fälle muss er weiterhin im Labor durchgeführt werden können.
· In einem umfangreichen Messprogramm wiesen die beprobten kommunalen Kläranlagen in NRW keine Toxizität im Fischeitest auf. Soweit nicht besondere Veranlassungen vorlie​gen, erscheint deswegen die Bestimmung des Fischeitests bei kommunalen Kläranlagen entbehrlich. 
· Aus Kostengründen ist anstelle des CSB der TOC und anstelle des PO4-P der Pges zu bestimmen und nur bei Hinweisen auf Überschreitung des Überwachungswerts das Referenzverfahren nach AbwV anzuwenden. Als Ergebnis eines Untersuchungsvor​habens konnte festgehalten werden, dass die neuen, moderneren, effektiveren, wirt​schaftlicheren und ökologisch unbedenklicheren Messgrößen in der Lage sind, die alten Überwachungsmessgrößen zu ersetzen bzw. zu ergänzen. Auf diese Weise kann der Vollzug der Einleiterüberwachung vereinfacht und verbessert werden[29].

· Analog dazu kann auf die Untersuchung bestimmter Inhaltsstoffe unter Umständen verzichtet werden, wenn die Prüfung der sicheren Einhaltung von Überwachungswerten auch anhand der Bestimmung anderer Parameter möglich ist, z. B.:

· Cr(VI) / Crgesamt 

· CNleicht freisetzbar / Cyanidgesamt, 

· Metallegelöst / Metallegesamt, 

· Ein weiteres Einsparpotential ergibt sich bei vielen Abwässern insbesondere bei den Parametern, bei denen die Einleiter aus Gründen der Rechtssicherheit bzw. wegen der Systematik der Abwasserabgabe die Schwellenwerte nach AbwAG im Bescheid begrenzt oder sich erklärt haben, obwohl diese Inhaltsstoffe nicht oder nur in äußerst geringen Konzentrationen im Abwasser zu erwarten sind. Zeigen die Untersuchungsergebnisse in diesen Fällen auch noch stets Werte kleiner Bestimmungsgrenze nach bester verfügbarer Analysetechnik, so sollte die Häufigkeit der Untersuchungen für diese Parameter stark eingeschränkt werden (empfohlene Mindesthäufigkeit: 2-mal/a). Erfahrungsgemäß trifft dieses insbesondere auf die AbwAG-Parameter AOX, Hg, Cd, Cr, Cu, Ni, Pb und GEi  zu. 
Mit der weitgehenden Umsetzung des Standes der Technik wird immer deutlicher, dass die Vermeidung von Gewässerbelastungen weitergehende Maßnahmen zum Schutz der Allge​meinheit und zur Umsetzung gewässerbezogener Regelungen (z.B. GewQV, WRRL) erfordert. Dies betrifft in besonderem Maße die Identifizierung und Überwachung von Einträ​gen von organischen Einzelstoffen. Hier stehen bei den industriellen Direkteinleitern in Nordrhein-Westfalen die Chemiestandorte im Vordergrund. Zur Optimierung der Überwa​chung sollten hier geeignete Screening-Verfahren eingesetzt werden und die Informa​tionsgrundlage für die Analytik durch deren verstärkte Berücksichtigung verbessert werden und ggf. durch Überprüfung von Angaben zu gehandhabten Stoffen aus Antragsunterlagen.  

Bei Schwermetallen ist der Einsatz von empfindlicheren Geräten mit niedrigerer Bestimmungsgrenze vor dem Hintergrund der Abwassermatrix für die Regelüberwachung zu prüfen. Schwermetalle in diesen Konzentrationsbereichen sind mit Blick auf AbwAG im Allgemeinen nicht mehr relevant, sie stellen aber in weiten Bereichen immer noch ein Gewässerproblem dar. 

Um regelmäßig genauere Erkenntnisse über das eingeleitete Abwasser zu erhalten, kann zeitgleich zur Regelüberwachung ein erweitertes Parameterspektrum (z.B. mit der ICP-OES für die Elementanalyse) Screening-Verfahren oder weitere Biotests zur Erfassung spezifischer Wirkungen durchgeführt werden. Im Rahmen der Revisionsüberwachung ist zu prüfen, welche Screening-Verfahren für den betreffenden Einleiter die Verfahren der Wahl sind. Für tempe​raturstabile verdampfbare organische Stoffe kann die Gaschromatographie-Massenspektro​metrie als effektives Übersichtsverfahren ein breites Parameterspektrum abdecken. Durch einen standardisierbaren Bibliotheksvergleich lassen sich auch unbekannte Verbindungen auffinden. Viele andere organische Verbindungen können mit verschiedenen Flüssigkeits​chromatographie-Massenspektrometrie LC-MS(MS) Verfahren untersucht werden. Eine stan​dardisierte Bibliothekssuche ist hier nicht möglich, nur eine aufwändigere Identifizierung. Je nach Messmethode können bei der LC-MS(MS) eine Vielzahl von definierten Verbindungen einer Stoffklasse (z.B. Arzneimittel) mit einer Messmethode untersucht werden. Etablierte Wirktests mit Orga​nismen verschiedener trophischer Stufen sowie Verfahren zur Erkennung gentoxischer Potentiale (z.B. umu-Test) bieten eine weitere Möglichkeit zur summarischen Erfassung von emissionsrele​vanten Abwasserinhaltsstoffen. Bei positivem Befund ist zur Ursachenklärung in die Einzelstoffanalytik einzusetzen. 
Die steigende Anzahl von gemessenen Parametern bei kommunalen Kläranlagen ver​deutlicht, dass auch hier zunehmend Fragestellungen nachgegangen werden muss, die organische Stoffe wie zum Beispiel Arzneimittel im häuslichen Abwasser betreffen. Hinzu können Stoffeinträge durch größere Indirekteinleitungen kommen. In diesem Zusammenhang ist u.a. auch die Verantwortlichkeit der Betreiber (z.B. im Rahmen der Selbstüberwachung) stärker einzubeziehen (Kap. 2.5). 
2.4.3 Machbarkeit /Kosten

Die im Rahmen der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) der Dienstbezirke ehemaliger Staatlicher Umweltämter erhaltenen Daten haben ergeben, dass im Bereich der Abwasser​überwachung von Direkteinleitern durchschnittlich 22 Parameter pro Probe untersucht werden. Eine erfolgreich durchgeführte Abwasserprobe kostet im Durchschnitt 560 € für Pro​benahme, Analytik und alle weiteren Tätigkeiten wie z.B. Stammdatenpflege. Darin enthalten sind alle Personal- und Sachkosten sowie die Umlagen der Hausverwaltung. Eine Probe​nahme außerhalb der regulären Arbeitszeit erhöht die Kosten um die Zuschläge auf die Arbeitszeit für Probenehmer bei Nacht- bzw. Feiertagsarbeit (auf geschätzt 650 €). 
Grundsätzlich hat die Kosten- und Leistungsrechnung ergeben, dass die tatsächlichen Kosten für die Analytik in den staatlichen Laboren gut mit den in der Gebührenordnung veranschlag​ten Preisen übereinstimmen (AVwGebO NW, Anlage 5 zum Gebührentarif). Eine Abschät​zung der Kosten für unterschiedliche Überwachungskonzepte ist auf dieser Basis gut möglich. 
Zu Kosten bei der Indirekteinleiterüberwachung kann noch keine abschließende Aussage gemacht werden. Pro Probenahme selbst können aber bei Indirekteinleitern vergleichbare Kosten veranschlagt werden. 

Zur weiteren Steuerung der Überwachung berichten die Bezirksregierungen und das LANUV jährlich über die Umsetzung des Abwasserüberwachungskonzeptes an das MUNLV. Diese Berichte umfassen zumindest die folgenden Punkte:

· Daten über Personalaufwand und sonstige Ressourcen

· Daten zu Häufigkeit und Ergebnissen von Überwachungen nach §§ 116 und 120 LWG
· Erfolge, Defizite, Verbesserungsmöglichkeiten

· Schlussfolgerungen

Das LANUV erstellt auf der Grundlage der Einzelberichte einen Gesamtbericht und leitet diesen dem MUNLV zu.
2.5 Selbstüberwachung

Die Selbstüberwachung gliedert sich in die folgenden Bereiche:
Im Bescheid zu regeln oder durch § 4 Abs.5 AbwAG zu regeln:
· Selbstüberwachung der im wasserrechtlichen Bescheid begrenzten Parametern und weiterer, auf den Einzelfall abgestimmten Parameter  
· Behördlich genehmigtes Messprogramms bei Erklärung gemäß § 4 Abs.5 AbwAG 
· Behördliche Vorgaben zur Selbstüberwachung im Rahmen der Eigenkontrolle von Abwasserbehandlungsanlagen
· Für Einleitungen in Gewässer, aus denen Trinkwasser gewonnen wird und bei denen trinkwassergängige Stoffe die Orientierungswerte gemäß Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ überschreiten, sind bei Direkt- und auf Grund des Frachteintrags relevanten Indirekteinleitungen, bei denen die Konzentrationen dieser trinkwassergängigen Stoffe auch im Abwasser über den Orientierungswerten liegen (auffällige Einleitungen; siehe Kapitel 2.4.2.1.), diese Stoffe für die Dauer der Einstufung als auffällige Einleitung in die Selbstüberwachung (einschließlich der Abwassermenge) aufzunehmen.

· Eingeleitete gewässerrelevante Stoffe sind in die Selbstüberwachung aufzunehmen (einschließlich der Abwassermenge), wenn die Einleitung mit ursächlich zur Über​schreitung der UQN (GewBEÜ-V). siehe Abschnitt 1.7) im Gewässer beiträgt.
· Bei Einleitung von Stoffen, die der Berichtspflicht (z.B. WRRL, PRTR) unterliegen ist zusätzlich zu prüfen, ob diese Stoffe  in die Selbstüberwachung aufgenommen werden sollen.
· Die Häufigkeit der Selbstüberwachung orientiert sich an der amtlichen Überwachung (siehe Abschnitt 2.4.1.1).
·  Die im Bescheid geregelte Selbstüberwachung sollte nicht zeitgleich zur amtlichen Überwachung erfolgen.
· Werden Maßnahmen zur Senkung der Schadstoffeinträge (Fördermaßnahmen oder ordnungsrechtlich verfügte Maßnahmen) vom Betreiber durchgeführt, sollen die zur Maßnahmenkontrolle zusätzlich erforderlichen Untersuchungen dem Betreiber/ Maß​nahmenträger auferlegt werden. Die Ergebnisse der Selbstüberwachung sind der zuständigen Behörde in digitaler Form zu übermitteln. 
· Ab einer Abwassermenge von 10.000 m³/a sind industrielle Betreiber im Rahmen der wasserrechtlichen Erlaubnis oder Genehmigung zu verpflichten, einmal jährlich einen Bericht über die Ergebnisse der Selbstüberwachung gemäß §§ 60, 60 a LWG vorzule​gen. (Anforderungen aus Rechtsverordnungen bleiben unberührt.)
Durch Verordnung geregelt:

· Überwachung nach SüwÜV-kom, SüwV Kan, AbwAbfverbrVO und Deponieselbst​überwachungsverordnung - DepSüVO[32] 

Eigenverantwortliche Selbstüberwachung:

· zur Anlagensteuerung 
· zur Kenntnis der Einträge ins Gewässer (unter anderem für Berichtspflichten nach Abschnitt 1.6)
· ggf. Paralleluntersuchung zur amtlichen Probenahme
Die Ergebnisse der behördlich geregelten  Selbstüberwachung sind der zuständigen Behörde in digitaler Form zu übermitteln. 
Einfluss der amtlichen Überwachung auf die Selbstüberwachung:

Aus der amtlichen Überwachung und im Rahmen der Maßnahmenkontrolle können sich Hinweise zur Anpassung der Selbstüberwachung ergeben. Die Häufigkeit und der Umfang der Selbstüberwachung sind dabei abhängig von Höhe und Trend der Ergebnisse, ggf. neuen Erkenntnissen und laufenden Maßnahmen sowie insbesondere von der Trinkwasser-/ Gewässerrelevanz der Abwasserinhaltsstoffe. 
Einfluss der Selbstüberwachung auf die amtliche Überwachung:

Die Ergebnisse der Selbstüberwachung können bei der Planung der amtlichen Überwachung berücksichtigt werden. 
2.6 Anlagenüberwachung im Rahmen der Gewässeraufsicht nach § 116 LWG

Für die Vermeidung und Verminderung des Schadstoffeintrags in Gewässer ist der ordnungs​gemäße Betrieb von Produktions- und Abwasserbehandlungsanlagen wesentlich. 
Die Wasserbehörden sind gemäß § 116 LWG verpflichtet, den ordnungsgemäßen Betrieb von Abwasserbehandlungsanlagen zu überprüfen. Gleichzeitig ist der Betreiber nach § 61 LWG zum ordnungsgemäßen Betrieb seiner Abwasserbehandlung verpflichtet. Für kommunale Kläranlagen ergeben sich die allgemein gültigen Vorgaben aus der SüwV-kom. 
Die Anlagenüberwachung kann analog zur Einleiterüberwachung in die drei Bereiche (Regel​überwachung, Anlassüberwachung, Programmüberwachung) eingeteilt werden. Die Relevanz der Anlagenüberwachung orientiert sich an der Einstufung der Überwachung gemäß § 120 LWG. Grundsätzlich sollen bei potenziell gewässerseitig relevanten industriellen Direkt- und Indirekteinleitern die zuständigen Behörden mindestens einmal jährlich eine Anlagenüberwa​chung durchführen, bei sonstigen industriellen Einleitern alle 5 Jahre. Soweit die Größe des Standortes dies zulässt, ist dabei auch die Überprüfung der Abwasseranfallstellen einzube​ziehen, nach Möglichkeit koordiniert mit Inspektionen nach BImSchG. Bei komplexeren Standorten erfolgt die Überprüfung der Anfallstellen im Rahmen der Bescheidanpassung. Bei der Überwachung der Indirekteinleiter sind die Auswirkungen auf die kommunale Abwasser​behandlungsanlage zu beachten. 
Im Rahmen der § 116 LWG Überwachung ist unter anderem ein Abgleich der im Betrieb gehandhabten Stoffe mit den Ergebnissen der amtlichen Überwachung (Regel-, Anlass-, Programmüberwachung) und im Gewässer gemessenen Belastungen durchzuführen. Ein besonderes Augenmerk ist hierbei auf den Eintrag von Mikroverunreinigungen zu richten.

Hierzu sind bei Betrieben, für deren Genehmigung der Anlage ein Verfahren nach § 10 Bun​des-Immissionsschutzgesetz durchzuführen ist, gemäß § 3 Ziffer 2 der IVU-VO Wasser[34] die Roh- und Hilfsstoffe sowie sonstige Stoffe, die in der Produktion verwendet oder erzeugt werden und die bei der Abwasserbehandlung eingesetzten Stoffe vom Betreiber der Anlage in einer Stoffliste zu erfassen und der Überwachungsbehörde zu übermitteln. Die Stoffliste muss mindestens folgende Angaben enthalten:

- chemische Bezeichnung (ggf. auch Handelsname)

- CAS-Nummer

- Einsatzbereich, Produktionsprozess, Abwasseranfallstelle

- Sicherheitsdatenblatt
- Einstufung in Wassergefährdungsklasse

Dokumentationen aus anderen Bereichen können einbezogen werden, sofern die oben auf​geführten, relevanten Angaben jederzeit aggregierbar und zugänglich sind.

Die Einsatzstoffliste ist bei einer wesentlichen Änderung vom Betreiber zu aktualisieren und der Überwachungsbehörde zuzuleiten.
Die Anlagenüberwachung nach § 116 LWG umfasst auch die Überwachung der Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. Nach § 12 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (VAwS)[30] hat der Betreiber 

1.
Anlagen mit unterirdischen Anlagenteilen,

2.
oberirdische Anlagen außerhalb von Schutzgebieten für wassergefährdende Flüssigkei​ten und feste Stoffe, die mit wassergefährdenden Flüssigkeiten behaftet sind, mit einem Anlagenvolumen von mehr als 10 m³,

3.
oberirdische Anlagen in Schutzgebieten für wassergefährdende Flüssigkeiten und feste Stoffe, die mit wassergefährdenden Flüssigkeiten behaftet sind, mit einem Anlagen​volumen von mehr als 1 m³, bei der Lagerung von Heizöl EL mit einem Anlagenvolumen von mehr als 5 m³,

grundsätzlich spätestens alle fünf Jahre, bei unterirdischer Lagerung in Wasser- und Quellen​schutzgebieten spätestens alle zweieinhalb Jahre durch einen unabhängigen Sachverstän​digen prüfen zu lassen. Der Sachverständige hat über jede durchgeführte Prüfung einen Prüfbericht sowohl dem Betreiber als auch der Behörde vorzulegen.

Die Behörde hat über die prüfpflichtigen Anlagen eine Überwachungsdatei zu führen[31]. Diese Überwachungsdatei kann zum Abgleich der Ermittlung der in der Produktion gehandhabten gewässerrelevanten und ggf. trinkwassergängigen Stoffe herangezogen werden. 

Nicht prüfpflichtige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind bei der Anla​genüberwachung auf offensichtlich bestehende Mängel hin zu überprüfen und gegebenenfalls eine Behebung dieser Mängel zu veranlassen.

Alle kommunalen Kläranlagen sind mindestens alle 2 Jahre zu überwachen. Eine jährliche Über​prüfung der Anlagen > 2.000 EW wird angestrebt. Dabei kann die Überwachungshäufig​keit in Abhängigkeit von der Art und Größe, der Verlässlichkeit des Betreibers und den spezi​fischen Einleitungsanforderungen variieren. Sonderbauwerke im Kanalisationsnetz sind anlassbezo​gen bei Bedarf in der Örtlichkeit zu überprüfen. Zur anlassbezogenen Überwa​chung in der Örtlichkeit können auch Bauzustandsbesichtungen nach Baufertigstellung gerechnet werden. Für Kanalisationsnetze einschließlich der Sonderbauwerke stellt zudem der nach SüwV Kan zu erstellende Bericht der Betreiber eine wesentliche Erkenntnisquelle der Überwachung nach § 116 LWG dar. 

3. Zusammenfassung

Das vorliegende Abwasserüberwachungskonzept ist Teil eines integrierten Überwachungs​konzepts, mit dem Eintragsquellen bzw. Haupteintragspfade von gewässerrelevanten und/oder trinkwassergängigen Verunreinigungen frühzeitig erkannt und darauf aufbauend Strategien zur Reduzierung des Eintrags entwickelt und gezielt umsetzt werden können. Die Minimierung von Stoffeinträgen zum Schutz der Gewässer und zur Sicherung des Wohls der Allgemeinheit ist hierbei vorrangiges Ziel. Der Versorgung der Bevölkerung mit ausreichend gutem Trinkwasser kommt hierbei besondere Bedeutung zu. Sie ist auf jeden Fall sicher zu stellen. 

Die Überwachung der Direkteinleitungen in die Gewässer unseres Landes und die Überwa​chung der Indirekteinleitungen in Abwasseranlagen erfordert ein koordiniertes Vorgehen aller Beteiligten in den unterschiedlichen Bereichen der Überwachung von Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen (§§ 116, 120 LWG) sowie im Bereich anderer Fachrechte wie z.B. dem Bundesimmissionsschutzgesetz. Hierzu erforderlich sind sowohl eine Zusammenarbeit und Abstimmung der Behörden untereinander, als auch eine Zusammenarbeit der Behörden mit den Einleitern. § 116 LWG liefert die entscheidende Verknüpfung zwischen der Überwachung der Anlagen, der Direkt- und Indirekteinleiter sowie dem Gewässer und der Trinkwasserver​sorgung. 

Vor dem Hintergrund der wasserwirtschaftlichen Notwendigkeiten und den gesetzlichen Regelungen liefert das vorliegende Konzept die Grundlagen für die Organisation der Überwachung von Direkt- und Indirekteinleitungen in angemessener Intensität. Die Häufigkeit der Probenahme bestimmt die Möglichkeiten zur Erkennung und ggf. rechtzeitigen Behebung von Missständen und sie hat Auswirkung auf die statistische Sicherheit von Aussagen zur Qualität der eingeleiteten Abwässer. Eine angemessene Häufigkeit ist damit Grundvoraus​setzung für den regelgerechten Vollzug wasserrechtlicher Anforderungen; hierzu gehört bei den Direkteinleitern auch der regelgerechte Vollzug des Abwasserabgabengesetzes. 

Von großer Bedeutung ist die Festlegung der bei der Überwachung der Einleitungen jeweils  zu untersuchenden Parameter (Stoffe, Stoffgruppen bzw. physikalische Messgrößen wie Temperatur) einschließlich ihrer Bestimmungsverfahren. Der Parameterumfang orientiert sich unter anderem an den Festlegungen und Anforderungen in den wasserrechtlichen Beschei​den (Vergl. § 1 der AbwV) und der Veranlassung  und Zielsetzung der Überwachung. Werden im Rahmen der Oberflächenwasser-, Rohwasser- oder Trinkwasserüberwachung gewässer​relevante oder trinkwassergängige Stoffe erkannt, die Grenzwerte, Umweltqualitätsnormen oder gesundheitlichen Orientierungswerte bzw. Prüf- oder Vorsorgewerte überschreiten, sind diese auch im Abwasser zu überwachen, wenn sie auf bestimmte Abwassereinleitungen zurück zu führen sind. In Nordrhein-Westfalen wurde als Regelung für bislang nicht bewertete oder bewertbare Stoffe die Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ eingeführt. Die darin festgeleg​ten Prüf-, Orientierungs- und Vorsorgewerte dienen auch bei der Abwasserüberwachung dazu, relevante Einleitungen von trinkwassergängigen oder ggf. trinkwasserrelevanten Stoffen zu identifizieren. 

Konzeptionell gliedert sich die Überwachung von Seiten der Behörden in die drei Bereiche Regel-, Anlass- und Programmüberwachung. 

Die Regelüberwachung dient der Kontrolle der Einhaltung der Anforderungen im wasserrecht​lichen Bescheid bei Direkt- und Indirekteinleitungen und deckt darüber hinaus auch die Ab​wasserüberwachung für die Bewirtschaftung von Gewässern und zum Vollzug von Regelungen der Europäischen Gemeinschaft ab. Durch Abstimmung dieser Bereiche in Be​zug auf Auswahl und Häufigkeit der Parameter kann eine Optimierung des Arbeitsaufwan​des erzielt werden. Eine ergänzende Überwachung in Form von Screening-Untersuchungen bei der amtlichen Überwachung an ausgewählten relevanten Einleitern hat sich zur vorsorglichen Feststellung von Veränderungen der Abwassermatrix und Kontrolle von gewässerrelevanten bzw. trinkwassergängigen Stoffen bewährt. 

Die Programmüberwachung umfasst gesonderte Messprogramme zu thematischen Schwer​punkten. Ein Sonderfall ist die Revisionsüberwachung, auf die die Fortschreibung der wasser​rechtlichen Anforderungen bei komplexen Standorten gestützt werden soll. Angesichts des vergleichsweise hohen Arbeitsaufwandes wird sie nur bei ausgewählten Einleitern (insbe​sondere der chemischen Industrie) Anwendung finden.

In jährlichen Einsatzplänen wird die Häufigkeit der Überwachung festgelegt. Ausgehend von der Abwasserbeschaffenheit werden Besonderheiten der jeweiligen Direkt- oder Indirektein​leitung und des Gewässers berücksichtigt. Die Bereiche der Regelüberwachung und die Programmüberwachung werden koordiniert, um Doppelarbeit zu vermeiden.

Die dritte Komponente der amtlichen Überwachung ist die Anlassüberwachung. Sie wird durch besondere Umstände zeitnah ausgelöst, z.B. aufgrund von Betriebsstörungen oder außergewöhnlichen Gewässerverunreinigungen. Hier ist  sofortiges, dem Sachverhalt ange​messenes Handeln gefragt; dies erfordert ausreichende Laborkapazitäten und Vorkenntnisse über die Abwassermatrix von potentiellen Verursachern.

Eine Optimierung der Messstrategien ist in regelmäßigen Abständen notwendig, um die Überwachung flexibel und effektiv durchführen zu können. Dazu gehört auch die zukünftig stärkere Einbeziehung der Ergebnisse aus der Selbstüberwachung. Im vorliegenden Konzept wurden die Aufgaben der Selbstüberwachung zusammenfassend dargestellt. Der Einleiter hat im Rahmen der Selbstüberwachung seiner Einleitung und seiner Abwasserbehandlungsan​lage die Behörden regelmäßig in Berichten über gehandhabte und eingeleitete Stoffe zu informieren. Die Sensibilisierung des Betreibers für die Belange der Trinkwassergewinnung hat einen hohen Stellenwert.
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Anlage A1:. Parameter der amtlichen Überwachung
 (1) Vor-Ort–Parameter 

Vorort-Parameter umfassen physikalische Messungen und Beobachtungen sowie chemische Parameter, die aus Gründen der Instabilität direkt nach der Probenahme zu bestimmen sind. Sie dienen zur Überwachung der Abwasserbehandlungsanlagen und wasserrechtlichen Grenzwerte und zur Ermittlung von für die Beurteilung wesentlichen Begleitumständen.  

 (2) Bescheidlich festgelegte Parameter 

Grundlagen für Überwachungswerte im Bescheid bilden zum einen das AbwAG und die Anhänge der AbwV zum anderen Anforderungen, die sich aus der Genehmigung der Abwasseranlage und dem Gewässer ergeben. 
 (3) erklärte AbwAG Parameter

Liegen keine Bescheidwerte vor, so kann der Einleiter gemäß § 6 Abs. 1 oder §4 Abs. 5 AbwAG Werte erklären. Liegen keine Überwachungswerte bzw. Erklärungen vor, erfolgt die Festsetzung der Abwasserabgabe nach dem höchsten Messergebnis.
(4) Anhänge der AbwV 

Überwachung der Bescheidwerte, die den Stand der Technik gemäß AbwV umsetzen, dienen auch zur Kontrolle der Einhaltung der Mindestanforderungen gemäß § 9 Abs. 5 AbwAG. 

(5) Gewässerschutz gemäß §§ 12 und 13 WHG 

Zum Schutze des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere wenn eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung zu erwarten ist, können gemäß §§ 12 und 13 WHG im Bescheid auch schärfere Überwachungswerte (im Vergleich zu den Mindestanforderungen gemäß AbwV) festgelegt werden oder zusätzliche Parameter begrenzt werden. 
(6) Selbstüberwachung gemäß § 60 LWG 

Werden im Bescheid nicht begrenzte Parameter in die geforderte Selbstüberwachung der Einleiter übernommen, werden sie im Rahmen der Plausibilisierung der Selbstüberwachung von der Überwachungsbehörde ebenfalls stichprobenhaft untersucht. Insbesondere bei Unregelmäßigkeiten oder Auffälligkeiten im Betrieb der Anlage dienen die Daten aus der Selbstüberwachung den Behörden zur Ursachenforschung.
Die Genehmigung von Abwasseranlagen gemäß § 58 (2) LWG kann auch Überwachungs​werte und Anforderungen an die Selbstüberwachung enthalten. Die Parameter dienen primär der Funktionskontrolle und können damit von den Parametern des einschlägigen Anhangs der AbwV abweichen. 
(7) Überprüfung der Grundlagen der wasserrechtlichen Erlaubnis  
Bei ausgewählten Einleitern der chemischen Industrie wird regelmäßig ein Screening durch​geführt, um Veränderungen im Einleitungsverhalten und somit der Grundlagen der wasser​rechtlichen Erlaubnis zu erkennen. Im Rahmen von Sonderprogrammen bei einigen Bezirks​regierungen werden innerbetriebliche Messungen durchgeführt, bei denen Parameter untersucht werden, die im Bescheid nicht aufgenommen wurden, jedoch aus Kenntnissen des Betriebs (Antragsunterlagen oder Ergebnisse aus Screening) bzw. aus Untersuchungen des Vorfluters von wasserwirtschaftlichem Interesse sind. Durch Bilanzierungen der in den An​tragsformularen benannten Ausgangsstoffe an der Anfallstelle über dezentrale Vorbehand​lungsanlagen, der zentralen Behandlungsanlage bis hin zur Einleitung können die Antrags​unterlagen überprüft bzw. vervollständigt werden bzw. die Grundlagen für eventuelle Bescheidänderungen geschaffen werden.

(8) Untersuchung von emittierten Stoffen aus betrieblichen Prozessen
Neben der Überwachung zum Vollzug der Abwasserabgabe hat sich eine Überwachung von potenziell gewässerrelevanten organischen Einzelstoffen aus Gründen der Umweltprävention von großer Wichtigkeit erwiesen. Verunreinigungen von Substanzen, die in der Produktion chemischer Betriebe eingesetzt werden oder Veränderungen im Verbrauchverhalten (bei kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen) können zu neuen bisher nicht zu erwartenden Stoffen im Abwasser führen. Diese Bestimmungen werden unterstützt durch ergänzende Screening-Verfahren. Teilweise wird dies bereits regelmäßig bei ausgewählten industriellen Einleitern durchgeführt, um die Abwassermatrix auf besondere Veränderungen zu überprüfen. Gerade im Hinblick auf die jüngsten Erfahrungen mit Stoffen, die zwar nur in geringen Konzentrationen vorliegen, jedoch ins Trinkwasser gelangen oder sich aufgrund ihrer Persistenz in der Umwelt anreichern können, hat sich dieses Vorgehen bewährt, hier besteht jedoch noch Ausbaubedarf.  

(9) Stoffe der WRRL, GewQV, PRTR und trinkwassergängige / trinkwasserrelevante Stoffe 

Im Rahmen der Ursachenforschung zu Stoffen im Gewässer, zur Aufstellung bzw. zur Kontrolle von Maßnahmenprogrammen sind ebenfalls umfangreiche Messungen notwendig, die über den normalen Parameterumfang beim Einleiter hinausgehen können. Zu den im Rahmen vom E-PRTR vom Einleiter gemeldeten Stoffen ist eine ausreichende Datenbasis für Plausibilitätsprüfungen zu schaffen. Hinzu kommt noch, dass alle 3 Jahre Meldungen gemäß der Richtlinie 2006/11/EG erfolgen müssen, wozu ebenfalls umfangreiches Datenmaterial erforderlich ist. 

(10) Ursachenforschung bei Alarmfällen   

Bei Betriebsstörungen werden je nach Art der Störung umfangreiche Untersuchungen mit einem stark erweiterten Parameterumfang gegenüber den bescheidlich festgelegten Werten durchgeführt. Beschränken sich dagegen die Auswirkungen auf Überschreitungen einzelner Parameter der Regelüberwachung, wird lediglich die Anzahl der Folgeüberwachungen erhöht. 
(11) Zusätzliche analytische Untersuchungen und biol. Wirktests

Werden im Gewässer Verunreinigungen gefunden, so führen meistens nur weitere Messungen bei potentiellen Verursachern zur Identifizierung der Quelle. Mit Screening-Verfahren können bereits im Vorfeld Erkenntnisse gewonnen werden, die wertvolle Hinweise auf mögliche Quellen im Falle einer Gewässerverunreinigung geben. Beispiele hierfür sind erhöhte PAK-Werte im Ablauf einer kommunalen Kläranlage sowie bromierte LHKW bei zwei industriellen Einleitern im Bereich der Bezirksregierungen Düsseldorf und Münster. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass mit Screening-Verfahren Stoffe frühzeitig erkannt werden können, die zu Problemen im Gewässer führen. Etablierte Wirktests mit Organismen verschiedener trophischer Stufen sowie Verfahren zur Erkennung gentoxischer Potentiale (z.B. umu-Test) bieten eine weitere Möglichkeit zur summarischen Erfassung von ökotoxikologisch bzw. gewässerrelevanten Abwasserinhaltsstoffen. Bei positivem Befund ist zur Ursachenklärung die Einzelstoffanalytik einzusetzen.
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Verzeichnis der Abkürzungen:

	4. BImSchV - 4. Verordnung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

	AbwAG - Abwasserabgabengesetz des Bundes   

	AbwV – Abwasserverordnung   

	AOX - Adsorbierbares organisches Halogen  

	BImSchG - Bundesimmissionsschutzgesetz  

	BREF - Best Available Techniques Reference 

	BSB5 - Biochemischer Sauerstoffbedarf

	BTXE – Benzol, Toluol, Xylol und Ethylbenzol

	CSB - Chemischer Sauerstoffbedarf

	EDTA – Ethylendinitrilotetraessigsäure
ELWAS -  elektronisches wasserwirtschaftliches Verbundsystem 

	EPER - - European Pollutant Emission Register 

	GewBEÜ-V - Gewässerbestandsaufnahme-, Einstufungs- und Überwachungsverordnung NRW  

	GewQV - Gewässerqualitätsverordnung   
GIS - geographischer Informationssystem

	GOW - Gesundheitlicher Orientierungswert gemäß Bewertungsstrategie „Reine Ruhr“ 
(MUNLV, 2010, in Prep.)

	ICP-OES - Optische Emissionsspektrometrie mit induktiv gekoppelten Hochfrequenzplasma

	IKSR -  Internationale Kommission zum Schutze des Rheins

	IVU-Richtlinie - Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung

	IVU-VO Wasser - Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 96/61/EG über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung – IVU-Richtlinie – 
im Wasserrecht – IVU-VO Wasser

	KomAbwV -  Kommunalabwasserverordnung[3]  

	LANUV - Landesamt für Umwelt, Natur und Verbraucherschutz 

	LWG - Landeswassergesetze   

	MTBE – Methyl-tertiär-butylether

	NTA - Nitrilotriessigsäure

	PAK – Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe

	PFT – Perfluorierte Tenside

	PRTR-Verordnung - Pollutant Release and Transfer Register 

	Süw Kan - Selbstüberwachungsverordnung Kanal –vom 16. Januar 1995

	SüwV-kom - Verordnung über Art und Häufigkeit der Selbstüberwachung von kommunalen    Abwasserbehandlungsanlagen und –einleitungen

	TOC - Organischer Kohlenstoff, gesamt  
UQN - Umweltqualitätsnormen 

	WHG - Wasserhaushaltsgesetz  

	WRRL - Wasserrahmenrichtlinie   

	ZustVU - Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz NW 
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